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Tarifvertrag zur Altersteilzeit und Demografie vom 16. Oktober 2014 

(gültig ab 1. Januar 2016) 

 

Erläuterungen zum Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie 

 

 

 

Vorbemerkung 

 

Der demografische Wandel in Deutschland betrifft auch die Unternehmen der papiererzeugen-

den Industrie. Die Belegschaften altern, gleichzeitig wird es in den Betrieben immer schwieri-

ger, geeignete Nachwuchskräfte zu finden. Daneben steigen durch Digitalisierung und kom-

plexe Neuanlagen die Anforderungen in den Betrieben.  

 

Auswertungen haben ergeben, dass die Gruppe der 50- bis 59-jährigen Arbeitnehmer in der 

Papierindustrie schon bei über dreißig Prozent liegt. Der Anteil der Über-60-jährigen liegt 

schon bei fast zehn Prozent.  

 

Die Tarifverträge boten in der Vergangenheit schon eine Vielzahl von Flexibilisierungsmög-

lichkeiten der Arbeitszeit. Beispielhaft ist zu nennen der Arbeitszeitkorridor, der zwischen 35 

und 40 Stunden liegt, die Möglichkeit der Verkürzung der Ruhezeit, die verkürzte regelmäßige 

wöchentliche Arbeitszeit für ältere Arbeitnehmer, die Möglichkeit der Schaffung von Arbeits-

zeitkonten, um die Arbeitszeit flexibel zu gestalten. Für den Übergang in den Ruhestand war 

die Altersteilzeit ein wichtiges Instrument. 

 

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass diese Möglichkeiten nicht ausreichend sind, um 

den Herausforderungen des demografischen Wandels gerecht zu werden. 

 

Vor diesem Hintergrund einigten sich die Tarifvertragsparteien am 16. Oktober 2014 auf den 

Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie. Dieser Tarifvertrag bietet den Betriebsparteien eine 

Vielzahl von weiteren Instrumenten, um vor dem Hintergrund der Anforderungen des demo-

grafischen Wandels einen Ausgleich zwischen den Interessen der Unternehmen und denen 

der Mitarbeiter zu finden. So können die Betriebsparteien unter Berücksichtigung der individu-

ellen Anforderungen aus den jeweiligen Betrieben Instrumente wählen, um vor Ort in den Be-

trieben zukunftssichere Handlungsfelder zu vereinbaren. 

 

Die Herausforderungen des demografischen Wandels sollen gemeinsam zwischen Betriebs-

parteien und Tarifvertragsparteien gestaltet werden. So sieht der Tarifvertrag Altersteilzeit und 

Demografie u.a. folgende Instrumente vor: 

 

- Lebensarbeitszeit 

- Altersvorsorge 

- Gesundheitsmanagement 

- Wissensmanagement 

- Qualifikation 

- Altersteilzeit mit weiteren Flexibilisierungsmöglichkeiten 

 

Mit dem Tarifvertrag wird den Unternehmen eine Möglichkeit gegeben, zum einen die Bedürf-

nisse der Unternehmen nach veränderten Personalstrukturen sowie die Interessen der Be-

schäftigten nach alters- und leistungsgerechten Arbeitsbedingungen sowie flexiblen Über-

gangsformen in den Ruhestand zu ermöglichen. Die Unternehmen sollen die Möglichkeit ha-

ben, bedarfsgerechte Lösungen zu finden, die passgenau für den jeweiligen Betrieb zur An-

wendung kommen können. 
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Zunächst bestand lediglich die Möglichkeit der Altersteilzeit. Danach haben 5 % der Mitarbeiter 

Anspruch auf Altersteilzeit. Durch den demografischen Wandel zeigt sich schon heute, dass 

der Kreis der Anspruchsberechtigten immer größer wird mit der Konsequenz, dass nicht mehr 

alle Berechtigten tatsächlich die Altersteilzeit nutzen können. Zum Teil kommen acht Berech-

tigte auf nur einen freien Altersteilzeitarbeitsplatz. Dies führt zu einer erheblichen Verteilungs-

ungerechtigkeit. 

 

Der Tarifvertrag bietet die Möglichkeit, Verteilungsgerechtigkeit herzustellen. Die Betriebspar-

teien können sich einigen, die Altersteilzeit komplett oder in Teilen abzulösen und durch an-

dere Module zu ersetzen. Hierzu sind freiwillige Betriebsvereinbarungen möglich. 

 

Gleichzeitig ist der Grundsatz der Kostenneutralität gewahrt. Der Tarifvertrag sieht eine Finan-

zierungsvorschrift vor. Danach wird das finanzielle Volumen, welches der Arbeitgeber durch 

Ablösung der Altersteilzeit einspart, für die neuen Module verwendet. Der Arbeitgeber wird 

somit durch die Einführung neuer Module nicht zusätzlich finanziell belastet; er soll aber auch 

nicht besser gestellt werden im Vergleich zur Fortsetzung der Altersteilzeit in der bisherigen 

Form. 

 

Naturgemäß bringt die Einführung neuer Module einen gewissen innerbetrieblichen Verwal-

tungsaufwand mit sich. 

 

 

Überblick 

 

Nach der Systematik des Tarifvertrages können sich die Betriebsparteien auf eine vollständige 

oder teilweise Ablösung der bisherigen Altersteilzeit verständigen. Die hierfür eingesparten 

Kosten stehen in der Folge für die Förderung der neuen Module zur Verfügung, auf die sich 

die Betriebsparteien geeinigt haben. 

 

Die Anwendung dieser neuen Module steht unter dem Vorbehalt der doppelten Freiwilligkeit. 

Sowohl Arbeitgeber als auch Betriebsrat müssen zustimmen. Stimmt eine Seite nicht zu, ver-

bleibt es bei den bisherigen Regelungen der Altersteilzeit. 

 

Daneben sieht der Tarifvertrag aber auch für die Altersteilzeit weitere Öffnungsklauseln vor. 

So kann insbesondere die Arbeitnehmergruppe der besonders Belasteten besonders betrach-

tet und gefördert werden. Die Ankündigungsfrist für die Inanspruchnahme von Altersteilzeit 

kann auf bis zu 12 Monate verlängert werden. Weiter kann die Höchstdauer der Altersteilzeit 

reduziert werden, um einer größeren Anzahl von Arbeitnehmern die Möglichkeit zu geben, von 

der Altersteilzeit Gebrauch machen zu können. 

 

Die Einführung von Lebensarbeitszeit kann dabei aber auch unabhängig von der Altersteilzeit 

oder von den anderen Modulen erfolgen. Die Altersteilzeit muss nicht voll oder ganz abge-

schafft werden. Beide Instrumente können nebeneinander im Betrieb bestehen. Aber auch die 

Einführung von Lebensarbeitszeit selbst erfordert die Zustimmung beider Betriebsparteien. 
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§ 1 

Geltungsbereich 

 

1. Räumlich: 

Das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

 

2. Fachlich: 

Die Betriebe der Papier, Pappe, Zellstoff und Holzstoff erzeugenden lndustrie ein-

schließlich ihrer Verarbeitungsabteilungen und ihrer Hilfs- und Nebenbetriebe, die in 

räumlicher Verbindung mit dem Hauptbetrieb stehen, sowie die Betriebe der sonst 

von den Vertragspartnern erfassten Industriezweige einschließlich der Hilfs- und 

Nebenbetriebe sowie der Montagestellen. 

 

3. Persönlich: 

3.1. Arbeitnehmer (gewerbliche Arbeitnehmer, kaufmännische und technische Angestellte 

sowie Meister), deren Tätigkeiten in den bezirklichen Lohn- und Gehaltsgruppen- 

katalogen erfasst sind. 

3.2. Ausgenommen sind: 

3.2.1. Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer von GmbHs, Prokuristen und Handlungsbevoll-

mächtigte, 

3.2.2. Angestellte mit Einstellungs- und Entlassungsbefugnis. 
 

 

Erläuterungen zu § 1 

 

Räumlicher und fachlicher Geltungsbereich (Ziffern 1 und 2) 

 

Der Geltungsbereich entspricht dem des Manteltarifvertrages.  

 

Persönlicher Geltungsbereich (Ziffer 3) 

 

Wegen der Verknüpfung mit dem persönlichen Geltungsbereich des MTV fallen leitende An-

gestellte und außertarifliche Angestellte nicht unter den Tarifvertrag. Sie haben keinen tarifli-

chen Anspruch auf Teilnahme an von den Betriebsparteien neu geschaffenen Modulen zur 

Bewältigung des demografischen Wandels. Der Arbeitgeber ist aber nicht gehindert, mit den 

leitenden Angestellten und außertariflichen Mitarbeitern freiwillig vergleichbare Regelungen 

abzuschließen. 

 

Bei AT-Angestellten bestehen zwischen IG BCE und VAP unterschiedliche Auffassungen hin-

sichtlich der Möglichkeit der Inanspruchnahme von tariflicher Altersteilzeit (siehe Seite 18 der 

Erläuterungen zum Tarifvertrag Altersteilzeit). Nach Auffassung der VAP zählen Altersteilzeit-

arbeitsverhältnisse von AT-Angestellten bei der Betrachtung der fünf Prozent Überforderungs-

quote mit, wenn diese Altersteilzeit den gesetzlichen und tariflichen Anforderungen an die Al-

tersteilzeit entspricht. Folgt man dieser von der VAP vertretenen Rechtsauffassung, so sind 

bei der Betrachtung des zu berücksichtigenden finanziellen Volumens für die Altersteilzeit 

auch die Kosten für die Altersteilzeit der AT-Angestellten zu berücksichtigen (siehe Erläute-

rungen zu § 4). 
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§ 2  

Mitwirkung des Betriebsrates bei der Demografieanalyse 

 

Die demografiebedingten Herausforderungen für Unternehmen und Beschäftigte können je 

nach Geschäftsfeldern, technologischer Entwicklung, regionalem Umfeld sowie der gegenwär-

tigen Zusammensetzung der Belegschaft unterschiedlich sein. 

 

Die Betriebsparteien vereinbaren auf betrieblicher Ebene, dazu geeignete und angemessene 

Strukturen beziehungsweise personalwirtschaftliche Instrumente zu entwickeln (z. B. Demo-

grafieanalyse). 

 

Die Betriebsparteien müssen bis spätestens 30. Juni eines jeden Jahres die betriebliche Dis-

kussion mit der jeweiligen Festlegung der Instrumente beendet haben, welche ab dem 01.01. 

des folgenden Jahres zur Anwendung kommen. Wenn betrieblich die Ankündigungsfrist auf 

12 Monate bei der Altersteilzeit erhöht wurde, erfolgt die Anwendung erst nach dem Ende des 

Folgejahres. Hat man sich nicht auf andere Regelungen verständigt, gilt die Auffangregelung 

gemäß § 9 dieses Tarifvertrages.  

 

 
Erläuterungen zu § 2 

 

Die Herausforderungen des demografischen Wandels können betrieblich nur gemeinsam ge-

lingen. Erforderlich ist ein Zusammenwirken von Arbeitgeber und Betriebsrat. Der demografi-

sche Wandel ist dabei auch eine langfristige Herausforderung. Dabei können die Folgen des 

demografischen Wandels von Betrieb zu Betrieb unterschiedlich sein. Sie können abhängig 

sein vom Geschäftsfeld, von den Produkten, von der Technologie, von der Mitarbeiterstruktur 

und ähnlichem.  

 

Richtiger Anknüpfungspunkt für die Betrachtung der demografischen Situation ist der Betrieb. 

Deshalb sieht der Tarifvertrag vor, dass sich die Betriebsparteien auf betrieblicher Ebene dazu 

verständigen, geeignete und angemessene Strukturen zu entwickeln. Der Tarifvertrag macht 

dabei den Betriebsparteien bewusst keine Vorgaben. Jeder Betrieb soll selbständig über die 

individuelle Situation entscheiden können. So kann jeder Betrieb für sich Schwerpunkte setzen 

und Konzepte entwickeln, selbstverständlich jeweils in Abstimmung zwischen Arbeitgeber und 

Betriebsrat. 

 

Der Tarifvertrag nennt beispielhaft eine Demografieanalyse. Diese kann wie folgt aussehen: 

 

- Betrachtung der bestehenden Altersstruktur im Betrieb. 

- Betrachtung der Qualifikationen der Mitarbeiter, insbesondere der rentennahen Mitar-

beiter (Qualifikationsmatrix). 

- Betrachtung des Krankenstandes. 

- Betrachtung verschiedener Abteilungen (z.B. Produktion, Instandhaltung, Verwaltung). 

- etc. 

 

Die Landesarbeitgeberverbände und die VAP leisten hier Hilfestellung und unterstützen die 

Betriebe bei der Durchführung der Altersstrukturanalyse/Qualifikationsanalyse. 

 

Wichtig ist, dass diese Demografieanalyse jährlich auf den Prüfstand gestellt wird und über-

prüft und ggf. angepasst wird. Nur dadurch kann auf aktuelle Gegebenheiten eingegangen 

werden. 
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Deshalb sieht der Tarifvertrag vor, dass sich die Betriebsparteien verpflichten, jeweils bis zum 

30. Juni eines Jahres eine derartige betriebliche Diskussion durchgeführt zu haben. In dieser 

betrieblichen Diskussion werden die Instrumente festgesetzt, mit denen der Betrieb auf die 

Herausforderungen des demografischen Wandels reagieren will. Bei Nichtdurchführung dieser 

Diskussion sieht der Tarifvertrag aber keine Sanktionsregelung vor. 

 

Mit dieser Demografieanalyse wird erkennbar, zu welchem Zeitpunkt welche Mitarbeiter mit 

welcher Qualifikation in den Ruhestand gehen. Das Unternehmen erhält die Möglichkeit, sich 

frühzeitig hierauf einzustellen, um entsprechende Gegenmaßnahmen einzuleiten. 

 

Mit der Einigung der Betriebsparteien auf Festlegung der Instrumente werden diese am 01.01. 

des jeweils folgenden Jahres zur Anwendung gebracht. Dadurch erhalten die Betriebsparteien 

und auch die Arbeitnehmer ausreichend Zeit, um sich auf die Neuanforderungen einzustellen. 

 

Eine Ausnahme besteht für die Betriebe, bei denen die Ankündigungsfrist bei der Beantragung 

der Altersteilzeit auf 12 Monate verlängert worden ist. Um hier nicht nachträglich in diese ver-

einbarte Ankündigungsfrist von 12 Monaten eingreifen zu müssen, wird bei diesen Betrieben 

die Anwendung der neuen Instrumente erst nach dem Ende des Folgejahres, somit frühestens 

nach 18 Monaten, wirksam. (Beispiel: Einigung der Betriebsparteien auf Ablösung der Alters-

teilzeit am 30.06.2018, endgültige Ablösung der Altersteilzeit dann am 31.12.2019). 

 

Wie dargestellt, steht die Anwendung neuer Instrumente unter dem Vorbehalt der doppelten 

Freiwilligkeit, d.h. sowohl Arbeitgeber als auch Betriebsrat müssen zustimmen. Können sich 

die Betriebsparteien nicht auf die Festlegung neuer Instrumente einigen, so bleibt es bei der 

Auffanglösung gem. § 9 des Tarifvertrages (siehe die Erläuterungen dort). 

 

Selbstverständlich können sich die Betriebsparteien auch dahingehend einigen, dass die bis-

herige Altersteilzeit weiter gilt oder die bisherige Altersteilzeit unter den Möglichkeiten der Öff-

nungsklauseln des Tarifvertrages Altersteilzeit und Demografie modifiziert wird. 
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§ 3  

Instrumente und Maßnahmen 

 

Auf der Grundlage der in den Gesprächen der Betriebsparteien ermittelten Daten wird ent-

schieden, in welchem Ausmaß und zu welchem Zeitpunkt personalpolitischer Handlungsbe-

darf besteht und welche Maßnahmen ergriffen werden. 

 

Dazu können insbesondere gehören: 

 

 Information der Arbeitnehmer über die demografiebedingten Herausforderungen im 

Unternehmen durch die Betriebsparteien 

 Stand der Inanspruchnahme / Anträge / Antragsstellung zur Altersteilzeit 

 Förderung der altersgerechten Arbeitszeitflexibilität durch Weiterentwicklung der be-

trieblichen Arbeitszeitmodelle  

 Stärkung der betrieblichen Gesundheitsförderung und des gesundheitsgerechten Ver-

haltens der Beschäftigten  

 Förderung und Forderung einer kontinuierlichen beruflichen Qualifizierung, um die Fä-

higkeiten und Kompetenzen der Arbeitnehmer zu erhalten und zu aktualisieren 

 Sicherung der Erfahrungs- und Wissenstransfers im Unternehmen 

 Umsetzung einer familienbewussten Personalpolitik zur Förderung der Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie 

 Zuschüsse zu Berufsunfähigkeitsversicherungen 

 

 
Erläuterungen zu § 3 

 

Auf der Grundlage der Daten der Demografieanalyse beraten Arbeitgeber und Betriebsrat, ob 

und inwieweit personalpolitischer Handlungsbedarf besteht und welche Maßnahmen zu er-

greifen sind. 

 

Auch hier lässt der Tarifvertrag den Betriebsparteien breiten Spielraum und legt keine be-

stimmten Maßnahmen fest. Die im Tarifvertrag genannten Instrumente und Maßnahmen sind 

dabei nicht abschließend. Es handelt sich um eine beispielhafte Aufzählung („insbesondere“). 

 

Information der Arbeitnehmer über die demografiebedingten Herausforderungen im Un-

ternehmen durch die Betriebsparteien 

 

Nur durch umfassende Information der Belegschaft wird eine Sensibilisierung der Arbeitneh-

mer erreicht. Nur mit Beteiligung der Gesamtbelegschaft gelingt es, Akzeptanz für die Situation 

des Betriebes zu erlangen. Anknüpfungspunkt für die Information der Arbeitnehmer ist dabei 

das Unternehmen (nicht nur der Betrieb). Dadurch erhalten die Arbeitnehmer auch einen Über-

blick über ggf. andere Betriebe im Unternehmen. 

 

Die Mitarbeiter können dadurch angemessen insbesondere über die Altersstruktur des Betrie-

bes und des Unternehmens unterrichtet werden. Um die Akzeptanz in der Belegschaft für die 

Einführung neuer Module zu erhöhen, ist es wichtig, auf die Verteilungsungerechtigkeit der 

Altersteilzeit hinzuweisen. Nur so kann den Mitarbeitern verdeutlicht werden, dass beispiels-

weise nicht alle anspruchsberechtigten Arbeitnehmer zukünftig im Betrieb tatsächlich auch Al-

tersteilzeit in Anspruch nehmen können. So muss etwa der Hinweis gegeben werden, wie viele 

anspruchsberechtigte Arbeitnehmer tatsächlich auf einen Altersteilzeitplatz kommen und wie 

viele in der Folge nicht in Altersteilzeit gehen können. 
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Diese Information der Arbeitnehmer kann in bestehende betriebliche Strukturen eingebettet 

werden, so etwa in einer Betriebsversammlung vorgestellt werden. 

 

Stand der Inanspruchnahme / Anträge / Antragstellung zur Altersteilzeit 

 

Bisher war die Altersteilzeit ein wichtiges Instrument, den gleitenden Übergang älterer Arbeit-

nehmer in den Ruhestand zu bewerkstelligen. Für die Durchführung der Demografieanalyse 

und hierauf aufbauende Maßnahmen ist es natürlich unabdingbar, den aktuellen Stand der 

Altersteilzeit im Betrieb zu kennen. 

 

Dies gilt sowohl für die Fallgestaltung, dass die Altersteilzeit beibehalten wird, erst recht und 

umso mehr, wenn die Altersteilzeit ganz oder teilweise abgelöst werden soll. Der Erfolg und 

die Akzeptanz der Einführung neuer Module im Sinne des Tarifvertrages Altersteilzeit und De-

mografie hängt u.a. natürlich auch davon ab, in welchem Umfang bisher die Altersteilzeit ge-

nutzt worden ist oder nicht. 

 

Besteht im Betrieb eine lange Warteliste an Altersteilzeitinteressierten, so kann ein Wechsel 

von der Altersteilzeit hin auf andere Module ggf. schwieriger im Betrieb umgesetzt werden, als 

wenn die Altersteilzeitquote nicht ausgeschöpft ist. 

 

Andererseits führt die Einführung neuer Module bei bisher nicht ausgeschöpfter Altersteilzeit-

quote zu einer finanziellen Mehrbelastung für den Betrieb. Nach den Finanzierungsvorgaben 

des Tarifvertrages (siehe Erläuterungen zu § 4) werden für die Berechnung des Finanzierungs-

volumens die bisherigen Belastungen zugrunde gelegt, die der jährlichen tariflichen Belastung 

durch die Altersteilzeit entspricht. Ist in einem Betrieb die Altersteilzeitquote nicht ausge-

schöpft, so erfolgt eine Hochrechnung auf die potentielle Kostenbelastung bei 5% Altersteil-

zeitquote. Sind beispielsweise nur 3% der Arbeitnehmer in Altersteilzeit, müsste hochgerech-

net werden, welche Kostenbelastung der Arbeitgeber bei insgesamt 5% Altersteilzeitquote 

hätte. Dieses Volumen müsste er für neue Module im Sinne des Tarifvertrages Altersteilzeit 

und Demografie zur Verfügung stellen. 

 

Dies gilt aber nur dann, wenn tatsächlich von den Modulen Gebrauch gemacht wird. Entschei-

den sich die Betriebsparteien für die Fortsetzung der Altersteilzeit oder können sich auf die 

Einführung neuer Module nicht einigen, so besteht keine Verpflichtung für den Arbeitgeber das 

von der Altersteilzeit nicht ausgeschöpfte Finanzierungsvolumen für Demografiemodule zu 

verwenden. Aufgrund des Grundsatzes der doppelten Freiwilligkeit kann der Arbeitgeber nicht 

gezwungen werden, bei Fortsetzung der Altersteilzeit, nicht ausgeschöpftes Volumen für an-

dere Module zu verwenden. 

 

Förderung der altersgerechten Arbeitszeitflexibilität durch Weiterentwicklung der be-

trieblichen Arbeitszeitmodelle 

 

Die Arbeitszeit in der Papierindustrie, insbesondere im Produktionsbereich, ist durch vollkon-

tinuierlichen Schichtbetrieb gekennzeichnet. Wie unter der Präambel erwähnt, bieten die Ta-

rifverträge auch bisher schon Flexibilisierungsmöglichkeiten, insbesondere durch Schaffung 

von Arbeitszeitkonten; die Möglichkeit der Altersfreizeit und die Altersteilzeit sind hierbei als 

Beispiele zu nennen. 

 

Nicht zuletzt um den Produktionsbetrieb aufrechterhalten zu können, muss auf die Bedürfnisse 

der alternden Belegschaften eingegangen werden. Sicherung und Erhalt der Arbeitsfähigkeit 

dieses Mitarbeiterkreises dient auch dem Interesse des Unternehmens an der Aufrechterhal-

tung des Schichtsystems. 
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Gleichzeitig steigt das Bedürfnis der Mitarbeiter an individueller Zeitsouveränität, insbeson-

dere etwa bei Familien mit Kindern oder bei Arbeitnehmern, die pflegebedürftige Angehörige 

betreuen. Diese Bedürfnisse der Mitarbeiter müssen mit dem betrieblichen Interesse des voll-

kontinuierlichen Schichtbetriebs in Einklang gebracht werden. 

 

Helfen können hier demografiefeste Schichtsysteme. Die Landesarbeitgeberverbände und die 

VAP bieten hierzu Hilfestellung. So wurde im VAP-Arbeitskreis Organisationsentwicklung/Per-

sonalentwicklung die Zusammenstellung „Demografiefeste Schichtsysteme“ erarbeitet, die bei 

den Landesarbeitgeberverbänden bzw. der VAP angefordert werden kann. 

 

Gleichzeitig daneben bietet der Tarifvertrag mit der Schaffung von Lebensarbeitszeitkonten 

weitere Instrumente der Arbeitszeitflexibilisierung an. 

 

Ergänzend hierzu ist die mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages ebenso in Kraft getretene Neu-

regelung des § 6 Ziffer 2.1.2 MTV zu nennen. Danach können durch freiwillige Betriebsverein-

barung die Betriebsparteien bei Arbeitszeitkonten, soweit diese keine Lebensarbeitszeitkonten 

sind, den Verteilzeitraum (was bisher schon möglich war) auf bis zu 36 Monate verlängern. 

Neu ist, dass derartige Vereinbarungen durch freiwillige Regelungen dahingehend ergänzt 

werden können, dass am Ende des Verteilzeitraums eine Anzahl von Stunden als Sockel in 

einen neuen Verteilzeitraum übertragen werden können, das Arbeitszeitkonto somit nicht „auf 

Null gesetzt“ werden muss (siehe Erläuterungen zu § 6 Ziffer 15). 

 

Diese Möglichkeit bietet, außerhalb der Lebensarbeitszeit, bei flexiblen Arbeitszeitkonten ei-

nen größeren Verteilungsspielraum und schafft eine Möglichkeit die individuellen Interessen 

an flexibler Arbeitszeit mit den betrieblichen Interessen zu verbinden. 

 

Stärkung der betrieblichen Gesundheitsförderung und des gesundheitsgerechten Ver-

haltens der Beschäftigten 

 

Einen wesentlichen Faktor an der nachhaltigen Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen bilden 

gesunde und motivierte Mitarbeiter. Dies erfordert eine betriebliche Gesundheitsförderung, die 

auch von den Mitarbeitern akzeptiert und gelebt wird. Auch in diesem Zusammenhang hat der 

VAP-Arbeitskreis Organisationsentwicklung/Personalentwicklung eine Zusammenstellung mit 

Best Practice-Beispielen aus den Unternehmen der papiererzeugenden Industrie zusammen-

gestellt. Auch diese Zusammenfassung kann bei den Landesarbeitgeberverbänden, der VAP 

angefordert werden. 

 

Förderung und Forderung einer kontinuierlichen beruflichen Qualifizierung, um die Fä-

higkeiten und Kompetenzen der Arbeitnehmer zu erhalten und zu aktualisieren 

 

Der demografische Wandel und die Herausforderungen der Digitalisierung erfordern mehr und 

mehr sehr gut qualifizierte Mitarbeiter, die sich auch sehr schnell in neue Technologien und 

Produktionsprozesse einarbeiten können. Berufliche Qualifizierung ist daher ein Grundbe-

standteil für die Erhaltung wettbewerbsfähiger Betriebe. Der Tarifvertrag verpflichtet in diesem 

Zusammenhang sowohl die Arbeitgeber, die berufliche Qualifizierung fördern sollen, als auch 

die Mitarbeiter, die angebotenen Qualifizierungsmaßnahmen auch wahrzunehmen. Der Tarif-

vertrag fordert kontinuierliche berufliche Qualifizierung. Dies ist auch eine Verpflichtung der 

Mitarbeiter, die mit neuen Anforderungen umgehen müssen. 

 

Sicherung der Erfahrungs- und Wissenstransfers im Unternehmen 

 

Der demografische Wandel, aber auch gesetzliche Neuregelungen wie die Rente mit 63 führen 

zum verstärkten Ausscheiden älterer, häufig langjährig beschäftigter und damit sehr gut aus-
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gebildeter Mitarbeiter aus den Unternehmen. Damit geht erhebliches Wissen verloren. Unter-

nehmen müssen sich frühzeitig auf den Weggang dieser qualifizierten Arbeitnehmer einstellen 

und Instrumente entwickeln, dieses Wissen für die Unternehmen zu erhalten. 

 

Auch hier bieten die Landesarbeitgeberverbände/die VAP durch Broschüren und Zusammen-

fassungen, die die Grundlagen von Systemen des Wissensmanagements zusammenstellen, 

Hilfestellung. 

 

Umsetzung einer familienbewussten Personalpolitik zur Förderung der Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie 

 

Auch in diesem Zusammenhang ist auf die Flexibilisierungsmöglichkeiten des Tarifvertrages, 

die erwähnt worden sind, hinzuweisen, welche eine flexible Gestaltung von Arbeitszeit ermög-

lichen. Arbeitnehmer, die Beruf und Familie vereinbaren, helfen durch eine höhere Motivation 

auch den Arbeitgebern. Insgesamt muss ein Ausgleich von privater Familiensituation mit den 

betrieblichen Interessen gefunden werden. 

 

Zuschüsse zu Berufsunfähigkeitsversicherungen 

 

Die gesetzlichen Leistungen bei Erwerbsminderungsrenten sind in den letzten Jahren einge-

schränkt worden. Einen Ausgleich können die Berufsunfähigkeitszusatzversicherungen bilden. 

Diese bieten im Falle der Berufsunfähigkeit eine zusätzliche Absicherung. Die chemische In-

dustrie hat hierzu eine Branchenregelung vereinbart, die auch den Unternehmen der papier-

erzeugenden Industrie offensteht. Die Kernelemente lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 

- Eine Aufnahme in die Versicherung erfolgt ohne Gesundheitsprüfung. 

- Alle Tarifmitarbeiter müssen versichert werden, nicht lediglich einzelne Arbeitneh-

mergruppen. 

- Versichert sind alle Tarifbeschäftigten, die zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht be-

rufsunfähig sind. 

- Wird von der Berufsgenossenschaft BG RCI gleichzeitig eine Versichertenrente ge-

zahlt, wird diese auf die Leistung der Berufsunfähigkeitszusatzversicherung angerech-

net. 

- Die Zuschüsse zur Berufsunfähigkeit werden bis zum 65. Lebensjahr gezahlt. 

 

Die Finanzierung der Berufsunfähigkeitszusatzversicherung erfolgt durch Einbringung der Bei-

träge des Arbeitgebers in das Trägerunternehmen der Unterstützungskasse. Da dem Arbeit-

nehmer kein Entgelt zufließt, zum Zeitpunkt der Überführung, werden auf die Beiträge keine 

Steuern fällig. Darüber hinaus besteht Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung. 

 

Die einzelnen Details der Ausgestaltung sind mit dem Versicherungsunternehmen abzuschlie-

ßen. 
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§ 4  

Finanzierung 

 

1. Für die Maßnahmen beziehungsweise Instrumente dieses Tarifvertrages stellt der Ar-

beitgeber jährlich ein Finanzierungsvolumen zur Verfügung, das der bisherigen tarif-

lichen jährlichen finanziellen Belastung des Arbeitgebers durch die Altersteilzeit ent-

spricht. Dieses Finanzierungsvolumen bleibt über 2015 hinaus für demografische 

Maßnahmen (insbesondere Altersteilzeit) erhalten. Ab dem Jahr 2016 werden auf der 

Basis der Überforderungsklausel von 5 % gemäß Altersteilzeittarifvertrag vom 

01.02.2009 in der Fassung vom 17.10.2014 die Mittel unter Berücksichtigung der Ta-

rifentwicklung berechnet (Basis ab Juni 2013).  

 

Wird in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung festgelegt, dass weniger Altersteilzeit-

verhältnisse abgeschlossen werden können als die tarifliche Überforderungsklausel 

von 5 % vorsieht, wird das dadurch freiwerdende Finanzierungsvolumen für die de-

mografischen Instrumente zur Verfügung gestellt.  

 

Der Arbeitgeber hat dem Betriebsrat die entsprechenden Unterlagen beziehungs-

weise Berechnungen zur Verfügung zu stellen und Einvernehmen über das finanzielle 

Volumen zu finden. Bei Uneinigkeit wird nach § 9 verfahren. 

 

2. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien 

kann entsprechend § 10 Ziffer 3 ATZ-Tarifvertrag vereinbart werden, dass nur ein 

teilweiser Ausgleich erfolgt insbesondere für Betriebe in wirtschaftlicher Notlage. 

 

 

Erläuterungen zu § 4 

 

Wesentliche Vorschrift des Tarifvertrages bildet § 4. Dieser regelt die Finanzierung von den 

die Altersteilzeit ablösenden neuen Instrumenten. Wie in der Präambel dargestellt, gibt der 

Tarifvertrag die Möglichkeit, die Altersteilzeit ganz oder teilweise durch andere Instrumente 

abzulösen. Der Arbeitgeber soll dadurch finanziell aber nicht profitieren. Das durch die Nicht-

fortsetzung der Altersteilzeit freiwerdende Volumen steht zur Finanzierung der neuen Instru-

mente zur Verfügung. 

 

Die Einführung neuer Instrumente erfolgt durch freiwillige Betriebsvereinbarungen. Eine Mus-

terbetriebsvereinbarung zur Einführung von Demografiebausteinen, die auch Regelungen zur 

Finanzierung enthält, ist der Kommentierung beigefügt (Anlage 1). 

 

Um den Grundgedanken der Kostenneutralität zu wahren, haben die Betriebsparteien bewusst 

keinen finanziellen Betrag für die neuen Module festgelegt. Das zur Verfügung stehende fi-

nanzielle Volumen bestimmen die Betriebsparteien selbst. Dies erfolgt in zwei Schritten: 

 

1. Festlegung der Kosten eines Altersteilzeitplatzes 

2. Anzahl der zur Verfügung stehenden Plätze 

 

Allgemeine Grundsätze 

 

Vorab ist auf folgende allgemeine Grundsätze hinzuweisen: 
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Tarifliche Überforderungsquote 

 

Grundlage für die Berechnung des gesamten Volumens ist die tarifliche Überforderungsquote. 

Nach Altersteilzeittarifvertrag haben 5 % der Mitarbeiter Anspruch auf Altersteilzeit. Diese 

Überforderungsquote ist Grundlage für die Berechnung. Selbst wenn ein Betrieb freiwillig mehr 

Altersteilzeitplätze angeboten hat, verbleibt es für die vorliegende Berechnung bei der 5 %-

Quote. 

 

Da der Tarifvertrag zu keiner finanziellen Mehrbelastung des Arbeitgebers führen soll und der 

Grundgedanke der Kostenneutralität gewahrt bleiben muss, steht, soweit im Betrieb Altersteil-

zeitplätze belegt sind, nur das jeweils freie bzw. freiwerdende finanzielle Volumen zur Verfü-

gung. Ist die Altersteilzeitquote von 5 % ausgeschöpft, so steht kein Volumen für sonstige 

Module zur Verfügung. Scheiden in der Folge Mitarbeiter nach Altersteilzeit aus dem Unter-

nehmen aus, so erhöht sich das Volumen für die sonstigen Module schrittweise, d.h. das Vo-

lumen wächst entsprechend den auslaufenden ATZ-Verträgen an. 

 

Die 5 %-Quote gilt aber auch dann, wenn die Altersteilzeitquote im Betrieb nicht erfüllt wird. 

Führen die Betriebsparteien in dieser Situation neue Module ein, so ist hinsichtlich des finan-

ziellen Volumens ebenfalls auf die 5 %-Quote zurückzugreifen. Dies bedeutet eine finanzielle 

Mehrbelastung für den Arbeitgeber. Sind beispielsweise 3 % der Mitarbeiter in Altersteilzeit, 

so stehen in finanzieller Hinsicht 2 % an (nicht genutzten) Altersteilzeitkosten zur Verfügung. 

 

Zu Ziffer 1 

 

Für die Berechnung des finanziellen Volumens haben die Tarifvertragsparteien auf das Durch-

schnittsentgelt im Jahr 2013 abgestellt und festgelegt, dass dieses Durchschnittsentgelt an die 

Tarifentwicklung angepasst wird. Der Durchschnittsverdienst eines Altersteilzeitmitarbeiters 

und die daraus resultierende jährliche Belastung sind daher in dem Umfang zu erhöhen, in 

dem die Tarifentgelte nach dem Juni 2013 erhöht worden sind und sich in Zukunft weiter er-

höhen. 

 

Für die Berechnung des Durchschnittsentgelts sind im Wesentlichen folgende Aufwendun-

gen zu berücksichtigen: 

 

- Tarifliche Aufstockung des Teilzeitentgelts 

- Tarifliche Rentenversicherungsaufstockung 

- Berücksichtigung der 5 %-Punkteregelung gem. § 7 Ziffer 1 Abs. 4 ATZ-TV 

- Insolvenzsicherungskosten für den jeweiligen ATZ-Vertrag 

 

Keine Berücksichtigung findet das Teilzeitentgelt für die Altersteilzeit. Hierbei handelt es sich 

nicht um eine zusätzliche Belastung. Dem Teilzeitentgelt steht die (hälftige) Arbeitsleistung 

während der Gesamtdauer der Altersteilzeit entgegen. 

 

Keine Berücksichtigung finden im Übrigen freiwillige Leistungen des Arbeitgebers, etwa eine 

zusätzliche, über die tarifliche Aufstockung hinausgehende freiwillige Aufstockung. Auch eine 

freiwillige Erhöhung der Altersteilzeitquote findet keine Berücksichtigung. Maßgebend sind al-

leine die tariflichen Mehraufwendungen und die tarifliche Quote von 5 %. 

 

Beispiel:  

 

Die Firma hat zum Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung 200 Mitarbeiter. Daraus er-

rechnen sich 10 ATZ-Arbeitsplätze. Im Juni 2013 betrug das aufzustockende Teilzeitentgelt 

eines Mitarbeiters in ATZ 1.400 € bei einem Vollzeitentgelt von 2.800 €. Daraus errechnen 

sich jährliche Kosten für die ATZ in Höhe von 9.273,60 € je Arbeitnehmer in ATZ (40 % von 
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1.400 € x 12 = 6.720 € zuzüglich 19 % RV-Beitrag aus 80 % des Teilzeitentgelts: 1.400 € x 

0,8  x 0,19 x 12 = 2.553,60 €). Die jährlichen Kosten der Altersteilzeit beliefen sich somit bei 

10 ATZ-Arbeitsplätzen auf 10 x 9.273,60 € = 92.736 €. 

 

Verständigt man sich betrieblich darauf, die ATZ ganz abzulösen, ist das frei werdende Volu-

men nach dem beiliegenden Beispiel zu errechnen. Hierbei ist zu berücksichtigen, in welchem 

Umfang die Anzahl der ATZ-Arbeitnehmer in den folgenden Jahren ausläuft. Nur das jeweils 

frei werdende Volumen steht für andere Maßnahmen zur Verfügung. 

 

Sind im Jahr 2021 alle ATZ-Arbeitsverhältnisse ausgelaufen, steht für andere Maßnahmen 

das Volumen von 10 ATZ-Arbeitsplätzen zur Verfügung. Das anzusetzende Volumen ist tarif-

dynamisch mit den Tarifsteigerungen nach dem Stichtag vom Juni 2013 ausgehend von der 

durchschnittlichen Belastung für einen Arbeitnehmer im Jahr 2013 hochzurechnen. In dem 

Beispiel ergibt sich dann bei den unterstellten Tariferhöhungen von jährlich 2 % ab 2021 ein 

Volumen von 112.128,10 €. 

 

Dies ergibt sich aus: 

 

Dynamisierung der Altersteilzeitaufwendungen 

  

  
Kosten für 1 ATZ Mitarbeiter 

  

    

  
2013 Stichtag 9.273,60 € 

Tariferhöhung Juli 2013 1,8 % 9.440,52 € 

Tariferhöhung 2014 3% 9.723,74 € 

Tariferhöhung 2015 2,4% 9.957,11 € 

Tariferhöhung 2016 2,4% 10.196,08 € 

Tariferhöhung 2017 2,4% 10.440,79 € 

Tariferhöhung 2018 1,2% 10.566,08 € 

unterstellte Tariferhöhung 2019 2% 10.777,40 € 

unterstellte Tariferhöhung 2020 2% 10.992,95 € 

unterstellte Tariferhöhung 2021 2% 11.212,81 € 

unterstellte Tariferhöhung 2022 2% 11.437,07 € 

 

Steht fest, dass ATZ-Arbeitnehmer im Laufe des Jahres ausscheiden, ist dies monatsgenau 

zu berücksichtigen. 

 

Bei der Festlegung der zu berücksichtigenden Anzahl von ATZ-Arbeitsplätzen sind nicht nur 

Vollzeitplätze zu berücksichtigen. Da auch Teilzeitkräfte in die Altersteilzeit gehen können, 

sind auch Anteile von ATZ-Plätzen zu berücksichtigen. Hätte im obigen Beispiel die Firma zum 

Beispiel nur 190 Mitarbeiter, die für die Errechnung der Altersteilzeit zu berücksichtigen sind, 

wären die Aufwendungen für 9,5 Arbeitnehmer anzusetzen. 

 

Dieses Finanzierungsvolumen ist bis zum 30. Juni eines Jahres festzulegen. Die Betriebspar-

teien können das freiwerdende Volumen in zwei Alternativen betrachten: 

 

1. Sie können das Volumen jeweils pro Mitarbeiter festlegen. Daraus ergäbe sich eine 

Finanzierung der neuen Module jeweils pro Mitarbeiter. 
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2. Die Alternative wäre das Finanzierungsvolumen auf den ganzen Betrieb festzulegen. 

 

Steht zum Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung zwischen den Betriebsparteien eine 

Tariferhöhung schon fest (Beispiel: Einigung der Betriebsparteien am 30.Juni; schon festste-

hende Tariferhöhung im September desselben Jahres), so kann die schon feststehende Tarif-

erhöhung schon in das zu berücksichtigende Volumen eingerechnet werden. Da die Umset-

zung der Module jeweils zum 1. Januar des Folgejahres wirksam vereinbart werden kann, 

erscheint es angebracht, wenn eine zu diesem Zeitpunkt wirkende Tariferhöhung schon fest-

steht, diese schon zu berücksichtigen. 

 

Verändert sich die Anzahl der Beschäftigten nach Abschluss der Vereinbarung zum 30. Juni 

eines Jahres, wird das Finanzierungsvolumen für das Folgejahr entsprechend angepasst. 

 

Geklärt werden sollte auch die Frage des nicht verbrauchten Finanzierungsvolumens am Ende 

eines Kalenderjahres. Auch diese Festlegung obliegt den Betriebsparteien. So könnte in einer 

Betriebsvereinbarung festgelegt werden, dass das nicht verbrauchte Volumen auf das nächste 

Kalenderjahr übertragen wird. 

 

Andererseits könnte festgelegt werden, dass eine Übertragung nicht stattfindet, so etwa wenn 

das ausgewählte Demografiemodul arbeitnehmerbezogen war und einzelne Arbeitnehmer das 

ihnen zustehende Volumen nicht abgerufen haben (etwa als Beispiel eine Gesundheitsmaß-

nahme, die die Teilnahme einzelner Arbeitnehmer voraussetzt oder eine Erhöhung der Bei-

träge zur Altersvorsorge durch die Arbeitnehmer, die von den Arbeitnehmern nicht umgesetzt 

worden ist). 

 

Im Falle der Überschreitung des Volumens in einem Kalenderjahr kann, soweit eine Über-

schreitung überhaupt in einer Betriebsvereinbarung zulässig geregelt ist, eine Verrechnung 

mit dem Volumen des Folgejahres vereinbart werden. 

 

Zu Ziffer 2 

 

Berechnung der 5 %-Überforderungsquote 

 

Steht das finanzielle Volumen pro Mitarbeiter fest, so muss im zweiten Schritt anhand der 

Mitarbeiterzahl der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer die 5 %-Quote für die Berücksich-

tigung des Volumens errechnet werden. 

 

Dabei bestehen unterschiedliche Auffassungen zwischen IG BCE und VAP. 

 

VAP 

 

Die 5 %-Überforderungsquote richtet sich nach dem jeweiligen Zeitpunkt des Abschlusses der 

betrieblichen Vereinbarung zur Ablösung der Altersteilzeit durch andere Module. 

 

Beispiel: 

 

Bis zum 30. Juni 2016 ist die Regelung ab dem 1. Januar 2017 zu vereinbaren. Wird am 30. 

April 2016 die Vereinbarung unterzeichnet, berechnet sich die 5 %-Überforderungsquote an-

hand dieses Zeitpunktes. Unter Berücksichtigung von § 3 Abs. 2 Tarifvertrag über Altersvor-

sorge sollte vom Durchschnitt der letzten zwölf Kalendermonate vor dem Zeitpunkt des Ab-

schlusses der Vereinbarung ausgegangen werden (somit vom 1. Mai 2015 bis 30. April 2016). 
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Ändert sich die Mitarbeiterzahl in Zukunft, erfolgt die Neufestlegung des Volumens für das Jahr 

2018 bis spätestens Juni 2017. 

 

Es kommt, so Rechtsauffassung der VAP, für die Berechnung der Mitarbeiterzahl immer auf 

den Zeitpunkt an, der der jeweiligen Vereinbarung vorangeht. Verringert sich da die Be-

triebsgröße durch einen Personalabbau, wäre dies für das folgende Jahr zu berücksichtigen. 

 

IG BCE 

 

Nach Auffassung der IG BCE kommt es auch für die Betrachtung der Mitarbeiterzahl auf Juni 

2013 an. Dies begründet die IG BCE mit dem Hinweis, dass im Tarifvertrag formuliert ist „Basis 

ab Juni 2013“. 

 

Da der Tarifvertrag aber von dem Grundgedanken der Kostenneutralität geprägt ist, ist die 

Auffassung der VAP zwingend. Nur durch Betrachtung der aktuellen Mitarbeiterzahl, d.h. der 

Mitarbeiterzahl zum Zeitpunkt des Abschlusses der jeweiligen Vereinbarung, wird die Kosten-

neutralität gewahrt. Wird hingegen generell auf das Jahr 2013 abgestellt, so wäre bei Unter-

nehmen, die Personal abgebaut haben, keine Kostenneutralität mehr gegeben und die Ein-

führung neuer Demografiemodule wäre mit Mehrkosten verbunden. 

 

Beispiel: 

 

Ein Unternehmen beschäftigt im Jahr 2013 400 Mitarbeiter. Somit wären 20 Mitarbeiter im Jahr 

2013 anspruchsberechtigt in Altersteilzeit zu gehen. Dieses Volumen wäre zu berücksichtigen. 

 

Hat das Unternehmen im Jahr 2018 nur noch 300 Mitarbeiter, so könnten nur 15 Mitarbeiter 

Anspruch auf Altersteilzeit geltend machen. 

 

Daher muss diese Betrachtung auch für die Volumenberechnung nach diesem Tarifvertrag 

Gültigkeit haben. In der Berechnung der Altersteilzeit ist anerkannt, dass es für die 5 %-Quote 

auf die aktuelle Mitarbeiterzahl ankommt. Da dieser Tarifvertrag im Vergleich zu den Kosten 

der Altersteilzeit zu keiner Mehrbelastung führen darf, muss Entsprechendes auch für die Nut-

zung der Demografiemodule gelten, d.h. im Jahr 2018 ist das finanzielle Volumen zugrunde 

zu legen, das sich aus der aktuellen Mitarbeiterzahl ergibt. 

 

Umgekehrt muss dies auch für einen Mitarbeiteraufbau gelten. Auch hier ist das jeweilige Jahr, 

in dem die Vereinbarung abgeschlossen wird, maßgeblich. Dies würde dann umgekehrt zu 

einer Erhöhung des finanziellen Volumens führen, was dann auch vom Arbeitgeber akzeptiert 

werden muss. 

 

Über diese Betrachtung des zu berücksichtigenden finanziellen Volumens haben sich die Be-

triebsparteien zu einigen. 

 

Hierfür stellt der Arbeitgeber dem Betriebsrat entsprechende Unterlagen und Berechnungen 

als Informationen zur Verfügung, um eine Einigung zu erzielen. Erfolgt keine Einigung, so fin-

det die Auffangregelung nach § 9 Anwendung. 

 

Nach § 4 Ziffer 2 findet § 10 Ziffer 3 ATZ-TV entsprechende Anwendung. Nach § 10 Ziffer 3 

ATZ-TV kann durch freiwillige Betriebsvereinbarung mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien 

die Überforderungsquote, d.h. die 5 %-Quote nach § 3 Abs. 1 ATZ-TV herabgesetzt werden. 

Sie muss mindestens 3 % betragen. Haben die Betriebsparteien mit Zustimmung der Tarifver-

tragsparteien von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht, so gilt diese Begrenzung der Über-

forderungsquote auch für die Volumenberechnung nach § 4 dieses Tarifvertrags. 
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§ 5 

Betriebliches Gesundheitsmanagement 

 

1. Arbeitgeber und Betriebsrat haben unter Beachtung der einschlägigen Gesetze im 

Bereich Arbeits- und Gesundheitsschutz darauf zu achten, dass Arbeitsräume, Ar-

beitsplätze, Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe nach gesicherten arbeitswissen-

schaftlichen Erkenntnissen so eingerichtet werden, dass Unfall- und Gesundheitsge-

fahren soweit wie möglich ausgeschlossen sind. 

 

2. Die Tarifvertragsparteien empfehlen, durch gezielte betriebliche Maßnahmen das Ge-

sundheitsbewusstsein der Arbeitnehmer zu schärfen und Hilfestellungen zu bieten. 

Sie sind sich der Tatsache bewusst, dass in den Unternehmen der Papier erzeugen-

den Industrie bereits viele, den Arbeitsschutz ergänzende, funktionierende Systeme 

des betrieblichen Gesundheitsmanagements bestehen. 

 

3. Die Tarifvertragsparteien sind sich dabei darüber einig, dass der Arbeitgeber dem 

Einzelnen nicht die Verantwortung für den Erhalt oder die Verbesserung seiner Ge-

sundheit und Leistungsfähigkeit abnehmen kann. Es können durch die Arbeitgeber 

ergänzende Maßnahmen der Verhaltensprävention angeboten werden: dies sind zum 

Beispiel Maßnahmen zur Verbesserung des Gesundheitsbewusstseins, zur Erhal-

tung der körperlichen Fitness, zur Vorbeugung etwa gegen Zivilisationskrankheiten 

oder zur Früherkennung chronischer Erkrankungen. Die einzelnen Ansätze können 

dabei nach Kenntnis der Handlungsfelder und nach den betrieblichen Möglichkeiten 

innerhalb der eigenen Belegschaft unternehmensindividuell auch in Kooperation zum 

Beispiel mit Krankenkassen und der Berufsgenossenschaft BG RCI festgelegt wer-

den. 

 

4. Maßnahmen, die sich aus gesetzlichen Verpflichtungen ergeben, können nicht aus 

dem gemäß § 4 festgelegten Volumen finanziert werden. 

 
 

Erläuterungen zu § 5 

 

Das Gesundheitsmanagement ist ein Instrument des Tarifvertrages Altersteilzeit und Demo-

grafie. Dies folgt schon aus der Aufzählung in der Präambel und aus der Nennung in § 3 (Stär-

kung der betrieblichen Gesundheitsförderung und des gesundheitsgerechten Verhaltens der 

Beschäftigten). Somit können sich die Betriebsparteien in einer freiwilligen Betriebsvereinba-

rung darauf verständigen, statt der Fortsetzung der Altersteilzeit künftig Maßnahmen der be-

trieblichen Gesundheitsförderung mit dem freiwerdenden Volumen aus der Altersteilzeit zu 

finanzieren. Das freiwerdende Volumen aus der Altersteilzeit kann für betriebliches Gesund-

heitsmanagement verwendet werden. 

 

Auch im Rahmen des betrieblichen Gesundheitsmanagements gibt der Tarifvertrag den Be-

triebsparteien keine engen Vorgaben. Die Betriebsparteien können eigenständig entscheiden, 

welche Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung mit den Mitteln aus der Alters-

teilzeit finanziert werden sollen. 

 

Aus dem Zusammenwirken der Ziffern 1 und 4 ergibt sich lediglich, dass Maßnahmen, zu de-

nen der Arbeitgeber gesetzlich verpflichtet ist, nicht im Wege des Tarifvertrags Altersteilzeit 
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und Demografie werden können. § 5 Ziffer 1 des Tarifvertrages verpflichtet Arbeitgeber und 

Betriebsrat, wie bisher auch, unter Beachtung der einschlägigen Gesetze im Bereich Arbeits- 

und Gesundheitsschutz darauf zu achten, dass Arbeitsräume, Arbeitsplätze, Arbeitsverfahren 

und Arbeitsabläufe nach gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen so eingerichtet 

werden, dass Unfall- und Gesundheitsgefahren so weit wie möglich ausgeschlossen sind. 

 

Neben dieser allgemeinen Verpflichtung ist als Negativabgrenzung § 5 Ziffer 4 zu beachten. 

Diese Ziffer besagt, dass Maßnahmen, die sich aus gesetzlichen Verpflichtungen ergeben, 

nicht aus dem gemäß § 4 Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie festgelegten Volumen fi-

nanziert werden dürfen. Gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen der Gesundheitsförderung 

obliegen, wie in der Vergangenheit, alleine dem Arbeitgeber. Eine Finanzierung über freiwer-

dende Mittel aus Altersteilzeit scheidet somit aus.  

 

Im Übrigen können aber freiwillige Maßnahmen, auf die sich die Betriebsparteien einigen, als 

Instrument des betrieblichen Gesundheitsmanagements mit Mitteln aus der Altersteilzeit finan-

ziert werden. 

 

Als Anhaltspunkt für den Regelungsspielraum der Betriebsparteien sind § 5 Ziffer 2 und Ziffer 

3 zu nennen. Darin empfehlen die Tarifvertragsparteien (§ 5 Ziffer 2), durch gezielte betriebli-

che Maßnahmen das Gesundheitsbewusstsein der Arbeitnehmer zu schärfen und Hilfestel-

lungen zu bieten.  

 

Zwar sind sich die Tarifvertragsparteien darüber einig (§ 5 Ziffer 3), dass der Arbeitgeber dem 

Einzelnen nicht die Verantwortung für den Erhalt oder die Verbesserung seiner Gesundheit 

und Leistungsfähigkeit abnehmen kann, gleichwohl bieten die Tarifvertragsparteien den Be-

triebsparteien mit der in § 5 Ziffer 3 genannten Aufzählung die Möglichkeit und Hilfestellung 

zur Regelung von Einzelmaßnahmen. 

 

So nennt der Tarifvertrag folgende Maßnahmen:  

 

- zur Verbesserung des Gesundheitsbewusstseins 

- zur Erhaltung der körperlichen Fitness 

- zur Vorbeugung etwa gegen Zivilisationskrankheiten 

- zur Früherkennung chronischer Erkrankungen. 

 

Es handelt sich hierbei um eine beispielhafte Aufzählung, die nicht abschließend ist. Natürlich 

können sich die Betriebsparteien auf weitere Maßnahmen verständigen. 

 

Die einzelnen Ansätze können dabei nach Kenntnis der Handlungsfelder und nach den be-

trieblichen Möglichkeiten innerhalb der eigenen Belegschaft unternehmensindividuell und 

auch in Kooperation zum Beispiel mit Krankenkassen und der Berufsgenossenschaft BG RCI 

festgelegt werden.  

 

Zielsetzung einer auf Grundlage dieser Regelungen abgeschlossenen freiwilligen Betriebsver-

einbarung ist dabei ein enges Zusammenwirken der Betriebsparteien. Dabei ergeben sich 

Handlungsfelder für alle Parteien: 

 

- Arbeitgeber 

Optimierung der Arbeitsorganisation und Arbeitsabläufe 

Verstärkung des Engagements der Führungskräfte für die Gesundheitsförderung 
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- Betriebsrat 

Motivation der Belegschaft, um dem Gesundheitsmanagement eine stärkere betriebli-

che Bedeutung beizumessen 

vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeber 

 

- Arbeitnehmer 

Sensibilisierung und Stärkung der Selbstverantwortung für den Erhalt und die Verbes-

serung der eigenen Gesundheit und Leistungsfähigkeit 

 

Einzelmaßnahmen, die in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung zusammenzufassen sind, 

können zum Beispiel sein: 

 

- Präventionsprogramme (Rückenschulung, Bildschirmarbeit) 

- Gesundheitskurse (Rücken, Herz-Kreislauf, Ernährung, Stressbewältigung, Rau-

cherentwöhnung, Fitnessstudio) 

- Förderung der Gesundheitskompetenz im Rahmen von Fortbildungsmaßnahmen 

- generelle Stärkung des Gesundheitsbewusstseins (Gesundheitstage) 

- Gesundheitsräume im Betrieb 

- Hilfe durch externe Organisationen bei der Gesundheitsvorsorge und Mitarbeiterbe-

treuung 

 

Diese Maßnahmen können aus dem freiwerdenden Volumen der auslaufenden Altersteilzeit 

finanziert werden. 

 

Der VAP-Arbeitskreis „Personal- und Organisationsentwicklung“ OE/PE hat im Übrigen unter 

Beteiligung der Unternehmen aus der Papierindustrie einen Leitfaden mit Beispielen aus der 

Industrie zum betrieblichen Gesundheitsmanagement erarbeitet. Dieser Leitfaden kann über 

die Landesarbeitgeberverbände angefordert werden. 

 

Im Übrigen ist ergänzend auf § 3 Nummer 34 EStG hinzuweisen. Danach sind zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber erbrachte Leistungen zur Verbesserung 

des allgemeinen Gesundheitszustandes und der betrieblichen Gesundheitsförderung, die hin-

sichtlich Qualität, Zweckbindung und Zielgerichtetheit den Anforderungen der §§ 20 und 20a 

SGB V genügen, steuerfrei, soweit sie auf den jeweiligen Mitarbeiter bezogen 500 € im Jahr 

nicht übersteigen. Bei Überschreitung des Freibetrags ist nur der 500 € überschreitende Be-

trag zu versteuern. Erschwert wird die Anwendung dieser Steuerbegünstigung dadurch, dass 

ab dem Jahr 2019 Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung nur dann steuerfrei 

gewährt werden, wenn die Maßnahme durch die Krankenkassen zertifiziert worden sind.  

 

Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist demnach, dass die Leistungen des Arbeitgebers zu-

sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. Daher kann es sich hierbei 

nur um Maßnahmen handeln, die über die nach § 4 des Tarifvertrages zu finanzierenden Leis-

tungen hinausgehen, somit vom Arbeitgeber freiwillig zusätzlich zur Verfügung gestellt wer-

den. 

 

Nach §§ 20 und 20a SGB V handelt es sich um Leistungen insbesondere der Prävention wie 

z.B. Tabakkonsum reduzieren, gesundheitliche Kompetenz erhöhen, gesund älter werden, Al-

koholkonsum reduzieren.   
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§ 6  

Lebensarbeitszeitkonten 

 

Der bisherige Zeitwertkontentarifvertrag wird durch die nachfolgenden Bestimmungen ab 

01.01.2016 abgelöst. 

 

Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann die Bildung von Lebensarbeitszeitkonten unter 

Beachtung der nachfolgenden Grundsätze vereinbart werden: 

 

1. Als Lebensarbeitszeitkonten gelten Arbeitszeitkonten, die einen Verteilzeitraum von 

über 12 Monaten beziehungsweise 36 Monaten sowie eine Zweckbestimmung im 

Sinne dieser Vorschrift vorsehen, ohne die Möglichkeit der unterjährigen Entnahme 

auszuschließen. Sie setzen eine Regelung zur Insolvenzsicherung voraus, die ent-

weder betrieblich oder in einer ausfinanzierten überbetrieblichen Einrichtung erfolgt. 

Mit Satz 1 sind nicht gemeint Guthaben auf Arbeitszeitkonten nach § 6 Ziffer 2.1.2 

MTV, die zum Ausgleich von kurz- oder langfristigen, belegungsbedingten Schwan-

kungen oder Stillständen dienen. Dabei kann im Rahmen des § 6 Ziffer 2.1.2 MTV 

Guthaben aus diesen Konten in das Lebensarbeitszeitkonto übertragen werden. 

 

2. Die Betriebsvereinbarung regelt, aus welchen tariflichen Ansprüchen Lebensarbeits-

zeitkonten gebildet werden können. Hierfür stehen Zeitguthaben gemäß der tarifli-

chen Vorschriften, Altersfreizeiten, Mehrarbeit, Mehrarbeitszuschläge, Zulagen und 

Zuschläge, Urlaubsgeld, 13. Monatseinkommen / Jahresabschlussleistung, laufen-

des Entgelt sowie über den gesetzlichen Urlaubsanspruch hinausgehende Urlaubs-

ansprüche zur Verfügung. Auf das Zeitwertkonto können kalenderjährlich maximal 20 

% des tariflichen Jahreseinkommens übertragen werden. 

 

3. Der Arbeitnehmer entscheidet nach Maßgabe der Betriebsvereinbarung über die Ein-

bringung. Fällige Ansprüche können nicht eingebracht werden. 

 

4. Zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist über die Freistellung eine Vereinbarung 

zu treffen. In der Betriebsvereinbarung zur Lebensarbeitszeit kann vorgesehen wer-

den, dass zur Gestaltung ihrer Dauer ein um bis zu 25 % abweichendes Arbeitsentgelt 

geregelt werden kann. 

 

5. Lebensarbeitszeitkonten sind selbständig unter Festlegung der Nutzungszwecke zu 

bilden und in Geld zu führen. 

 

6. Die freiwillige Betriebsvereinbarung kann unter Berücksichtigung der gesetzlichen 

Bestimmungen neben Qualifizierung und Freistellung vor Altersrente auch andere 

Nutzungszwecke, wie zum Beispiel Teilzeit, Altersteilzeit, Pflege- und Elternzeiten 

vorsehen.  

 

7. Der Arbeitgeber teilt den Arbeitnehmern schriftlich die zur Insolvenzsicherung der Le-

bensarbeitszeitkonten getroffenen Maßnahmen mit.  
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8. Bei einem Wechsel des Arbeitgebers kann das Langzeitkonto übertragen werden, 

soweit der neue Arbeitgeber der Übertragung zustimmt. 

 

9. Soweit Leistungen von der Höhe der laufenden Monatsbezüge abhängen, sind diese 

so zu bemessen, als sei eine Einbringung in das Langzeitkonto nicht erfolgt.  

 

10. Insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen haben die Tarifvertragsparteien in 

Abstimmung mit den von ihnen ausgewählten Anbietern ein Standardmodell für die 

Einführung und Führung von Lebensarbeitszeitkonten zu entwickeln. 

 

11. Kontoführungsgebühren einschließlich Insolvenzsicherungskosten gehen zu Lasten 

des Arbeitgebers. 

 

12. Die Einbringung von Zeit und Geld erfolgt wertgleich. Die Einbringung von Zeit erfolgt 

dadurch, dass nicht nur die Vergütung für die geleistete Zeit sondern auch im Vorgriff 

auf die spätere Entnahme in der Freizeitphase die anteiligen tariflichen Leistungen 

wie 13. Monatseinkommen, Urlaub, Urlaubsgeld und Altersvorsorge inklusive der Pa-

pierförderung in das Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden. Im Einbringungs-

jahr erfolgt im Hinblick darauf keine Kürzung dieser Leistung. 

 

Siehe Anlage 1 

 

13. Mit der Entnahme des vereinbarten Arbeitsentgelts aus dem Lebensarbeitszeitkonto 

in der Freistellungsphase werden die gesetzlichen und tariflichen Vergütungs- und 

Freistellungsansprüche erfüllt. 

 

14. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen. 

 

15. § 6 Ziffer 2.1.2 MTV wird wie folgt ergänzt: 

Die regelmäßige tarifliche oder abweichend festgelegte wöchentliche Arbeitszeit kann 

auch im Durchschnitt eines Verteilzeitraumes von bis zu höchstens 12 Monaten er-

reicht werden. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung können Arbeitgeber und Be-

triebsrat den Verteilzeitraum auf bis zu 36 Monate verlängern. Betrieblich kann in ei-

ner freiwilligen Betriebsvereinbarung festgelegt werden, dass am Ende eines Verteil-

zeitraums eine Anzahl von Stunden als Sockel in einen neuen Verteilzeitraum über-

tragen wird. Das übersteigende Guthaben wird in Freizeit ausgeglichen, ausbezahlt 

inklusive des Mehrarbeitszuschlages (sofern er noch nicht ausbezahlt wurde) oder 

dieser Betrag wird in ein Lebensarbeitszeitkonto überführt. Bei der Überführung in 

das Lebensarbeitszeitkonto wird ein Mehrarbeitszuschlag gewährt, soweit er nicht 

schon ausbezahlt wurde. Dabei ist zu gewährleisten, dass das sozialversicherungs-

rechtliche Beschäftigungsverhältnis fortbesteht. 
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Erläuterungen zu § 6 

 

Vorbemerkung 

 

Bereits im Jahr 2005 hatten sich die Tarifvertragsparteien auf den Tarifvertrag über Zeitwert-

konten verständigt. Schon damals waren sich die Tarifvertragsparteien einig, dass der demo-

grafische Wandel flexible Möglichkeiten für die Betriebe notwendig macht. Diese Möglichkei-

ten sollten es den Unternehmen erlauben, zum damaligen Zeitpunkt Zeitwertguthaben einzu-

führen. 

 

Durch eine Reihe gesetzlicher Änderungen musste der Tarifvertrag inhaltlich angepasst wer-

den.  

 

Die Tarifvertragsparteien haben daher die Verhandlungen über den Tarifvertrag Altersteilzeit 

und Demografie zum Anlass genommen, auch den Tarifvertrag über Zeitwertkonten neu zu 

gestalten. Im Ergebnis wurde dieser Tarifvertrag über Zeitwertkonten vollständig abgelöst 

durch den Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie. Der Tarifvertrag über Zeitwertkonten ist 

daher am 31.12.2015 ausgelaufen. 

 

Ab 01.01.2016 besteht für die Unternehmen die Möglichkeit mit dem Tarifvertrag Altersteilzeit 

und Demografie auch Lebensarbeitszeitkonten einzuführen. 

 

Die Lebensarbeitszeitkonten können dabei, wie die vorstehend genannten anderen Module, 

als vollständiger oder teilweiser Ersatz für die Altersteilzeit in den Betrieben eingeführt werden. 

Das ersparte Volumen aus der Altersteilzeit würde dann dazu verwendet, die Lebensarbeits-

zeitkonten der Mitarbeiter mitzufinanzieren. 

 

Die Lebensarbeitszeitkonten können aber auch parallel und zusätzlich zur bestehen bleiben-

den Altersteilzeit eingeführt werden. Wie sich aus den Kündigungsfristen ergibt (siehe Erläu-

terungen zu § 10) können die Regelungen zur Lebensarbeitszeit zusätzlich zur Altersteilzeit in 

den Betrieben eingesetzt werden. Die Einführung von Lebensarbeitszeitkonten ist somit nicht 

an die Voraussetzung der Ablösung der Altersteilzeit gebunden. 

 

Voraussetzung ist eine freiwillige Betriebsvereinbarung der Betriebsparteien. Ohne Zustim-

mung einer Betriebspartei können Lebensarbeitszeitkonten nicht eingeführt werden. 

 

Zu Ziffer 1 

 

§ 6 Ziffer 1 definiert den Begriff der Lebensarbeitszeitkonten im tariflichen Sinn. Wie sich auch 

aus § 6 Ziffer 14 ergibt, sind die tariflichen Regelungen immer im engen Kontext zu den ge-

setzlichen Regelungen nach §§ 7b ff. SGB IV zu sehen. Die in § 7b SGB IV geregelten Vo-

raussetzungen müssen auch für das Lebensarbeitszeitkonto im Sinne des § 6 dieses Tarifver-

trags gelten. 

 

Eine Wertguthabenvereinbarung (das Gesetz spricht von Wertguthaben) liegt vor, wenn 

 

1. der Aufbau des Wertguthabens aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung erfolgt, 

2. diese Vereinbarung nicht das Ziel der flexiblen Gestaltung der werktäglichen oder wö-

chentlichen Arbeitszeit oder den Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeits-

zeitzyklen verfolgt, 

3. Arbeitsentgelt in das Wertguthaben eingebracht wird, um es für Zeiten der Freistellung 

von der Arbeitsleistung oder der Verringerung der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit 

zu entnehmen, 
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4. das aus dem Wertguthaben fällige Arbeitsentgelt mit einer vor oder nach der Freistel-

lung von der Arbeitsleistung oder der Verringerung der vertraglich vereinbarten Arbeits-

zeit erbrachten Arbeitsleistung erzielt wird und  

5. das fällige Arbeitsentgelt insgesamt 450 € monatlich übersteigt, es sei denn, die Be-

schäftigung wurde vor der Freistellung als geringfügige Beschäftigung ausgelegt. 

 

Voraussetzung ist demnach ein Verteilzeitraum von mehr als 12 Monaten. Der Verweis auf 

mehr als 36 Monate bezieht sich auf § 6 Ziffer 2.1.2. MTV. Danach kann durch freiwillige Be-

triebsvereinbarung der Verteilzeitraum, gemeint sind jeweils Flexikonten zur Erreichung der 

tariflich geschuldeten Arbeitszeit, auf bis zu 36 Monate verlängert werden. Liegt eine derartige 

Vereinbarung vor, so ist Voraussetzung, dass das Lebensarbeitszeitkonto einen noch länge-

ren Verteilzeitraum beinhaltet.  

 

Das Lebensarbeitszeitkonto in diesem Sinne ist somit klar von den Arbeitszeitkonten zum Er-

reichen der tariflichen Arbeitszeit bzw. zum Ausgleich betrieblicher Produktionsschwankungen 

zu trennen. Nur beim echten Lebensarbeitszeitkonto finden die gesetzlichen Regelungen über 

Wertguthaben und in der Folge die tariflichen Regelungen dieser Vorschrift Anwendung. 

 

Die Lebensarbeitszeitkonten sind gegen Insolvenz zu sichern (siehe unten). 

 

Die Möglichkeit der unterjährigen Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto ist nicht ausge-

schlossen. Im Wesentlichen soll, dies ist auch der Wille der Tarifvertragsparteien, das Lebens-

arbeitszeitkonto dazu dienen, eine Freistellung vor der Rente zu ermöglichen. Nicht ausge-

schlossen ist aber gleichwohl eine unterjährige Entnahme für andere Zwecke, etwa Qualifizie-

rung. 

 

Erforderlich ist, dass das Lebensarbeitszeitkonto schriftlich vereinbart wird. 

 

Zu Ziffer 2 

 

Die freiwillige Betriebsvereinbarung regelt, aus welchen tariflichen Ansprüchen Lebensarbeits-

zeitkonten gebildet werden. Der Tarifvertrag gibt den Betriebsparteien sehr viel Spielraum. Zur 

Verfügung stehen: Zeitguthaben gemäß den tariflichen Vorschriften, Altersfreizeiten, Mehrar-

beit, Mehrarbeitszuschläge, Zulagen und Zuschläge, Urlaubsgeld, dreizehntes Monatseinkom-

men/Jahresabschlussleistung, laufendes Entgelt sowie über den gesetzlichen Urlaub hinaus-

gehende Urlaubsansprüche. Die Betriebsparteien einigen sich auf die Ansprüche, die einge-

bracht werden können und auch auf eine maximale Höhe der Ansprüche. 

 

Die Einbringung erfolgt dabei steuer- und beitragsfrei. Eingebracht werden die Bruttobeträge 

zuzüglich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. Das Lebensarbeitszeitkonto ist da-

mit „ausfinanziert“. Eine Nachschusspflicht für die Arbeitgeber besteht ausdrücklich nicht. Die 

Einbringung des Gesamtsozialversicherungsanteils erfolgt dabei nach den Werten zum Zeit-

punkt der Einbringung. Spätere Erhöhungen der Sozialversicherungsbeiträge werden aus dem 

eingebrachten Kapital finanziert. 

 

Wie dargestellt, kann die Einbringung aus nachfolgend, abschließend im Tarifvertrag genann-

ten, Ansprüchen erfolgen: 

 

- Zeitguthaben 

Die tarifvertraglichen Regelungen ermöglichen die Schaffung von Arbeitszeitguthaben 

(zur flexiblen Gestaltung der Arbeitszeit bzw. zum Erreichen der tariflichen regelmäßi-

gen Wochenarbeitszeit). Positive Zeitsalden können in das Lebensarbeitszeitkonto ein-

gebracht werden. So bietet dieser Tarifvertrag mit der neu geschaffenen Regelung in 
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§ 6 Ziffer 2.1.2. MTV auch die Möglichkeit, am Ende eines Verteilzeitraums (unabhän-

gig davon, ob der Verteilzeitraum 12 oder bis 36 Monate beträgt) eine Anzahl von Stun-

den als Sockel in einen neuen Verteilzeitraum zu übertragen. Soweit gleichwohl ein 

diesen Sockel übersteigendes Guthaben vorliegt, können diese Stunden in ein Lebens-

arbeitszeitkonto überführt werden. 

 

- Altersfreizeiten 

Gemäß § 7 Ziffer 1 MTV beträgt die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit für Arbeit-

nehmer, die mindestens dreischichtig arbeiten, ab vollendetem 55. Lebensjahr 36 

Stunden. Diese verkürzte Wochenarbeitszeit wird gemäß § 7 Ziffer 2 MTV grundsätz-

lich zu Freischichten zusammengefasst. Freischichten können in ein Lebensarbeits-

zeitkonto übertragen werden. 

Entsprechendes gilt für die Freischichten gemäß § 7 Ziffer 6 MTV. Danach erhalten 

Arbeitnehmer, die regelmäßig wechselnd in mindestens drei Schichten arbeiten, ab 

vollendetem 55. Lebensjahr zwei Freischichten jährlich, bei weniger als sechs Monaten 

solcher Tätigkeit anteilig. 

 

- Mehrarbeit und Mehrarbeitszuschläge 

Mehrarbeit ist im Sinne von § 9 MTV als die Stunden geregelt, die über die regelmäßige 

werktägliche Arbeitszeit oder über die wöchentliche Arbeitszeit von 38 Stunden hinaus-

gehen, soweit sie nicht aufgrund einer anderweitigen Verteilung der regelmäßigen Ar-

beitszeit entstanden sind. 

Üblicherweise steht am Ende des Verteilzeitraums fest, ob ein positives Zeitsaldo be-

steht. Dieses Saldo kann in ein Lebensarbeitszeitkonto überführt werden. Während ei-

nes Verteilzeitraums sind die Stunden, die die 38-Stunden-Woche überschreiten, 

grundsätzlich keine Mehrarbeit, sondern dienen aufgrund des Arbeitszeitkontos der fle-

xiblen Gestaltung der Arbeitszeit und dem Erreichen der regelmäßigen tariflichen Ar-

beitszeit. 

Die Zulassung der Einbringung von Mehrarbeit in das Lebensarbeitszeitkonto ist ge-

sondert zu prüfen. Zum einen soll sich die finanzielle Belastung des Unternehmens 

nicht erhöhen, zum anderen ist auf die Erhaltung der Gesundheit der Mitarbeiter hin-

zuwirken. Nach dem Willen der Tarifvertragsparteien soll Mehrarbeit grundsätzlich 

durch Freizeit ausgeglichen werden. Dieser Grundgedanke sollte auch bei Einführung 

von Lebensarbeitszeit beachtet werden. 

 

- Zulagen und Zuschläge 

Die Zuschläge und Zulagen sind in §§ 10 ff. MTV geregelt. Auch diese tariflichen Zula-

gen und Zuschläge können in ein Lebensarbeitszeitkonto überführt werden. Hierbei ist 

allerdings zu beachten, dass die Zuschläge gemäß § 3b Einkommensteuergesetz 

(EStG) zum Teil steuerfrei sind. 

Da mit der Einbringung in das Lebensarbeitszeitkonto keine Mehrbelastung für den 

Arbeitgeber verbunden sein soll, sind die steuerfreien Zuschläge in ihrer Höhe ohne 

Berücksichtigung des Sozialversicherungsanteils in das Lebensarbeitszeitkonto einzu-

bringen. Die Versteuerung und Verbeitragung erfolgt, wie dargestellt, bei der Entnahme 

aus dem eingebrachten Kapital. 

 

- Urlaubsgeld 

Auch das Urlaubsgeld entsprechend § 23 Ziffer 4 MTV kann in ein Lebensarbeitszeit-

konto eingebracht werden.  

 

- Dreizehntes Monatseinkommen/Jahresabschlussleistung 

Höhe und Anspruchsvoraussetzungen dieser Leistungen sind in den entsprechenden 

regionalen Tarifverträgen geregelt. 
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- Laufendes Entgelt 

Auch laufendes Entgelt kann in ein Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden. 
 

- Urlaub 

Über den gesetzlichen Urlaubsanspruch hinausgehende Urlaubsansprüche können 

ebenfalls in ein Lebensarbeitszeitkonto übertragen werden. Der gesetzliche Mindest-

urlaub kann nicht in ein Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden. Der gesetzliche 

Mindesturlaub geht dabei bei einer Berücksichtigung der 5-Tage-Woche von 20 Ur-

laubstagen aus. Darüber hinausgehender (tariflicher) Urlaub kann in ein Lebensar-

beitszeitkonto übertragen werden. Auch der Zusatzurlaub für Arbeitnehmer, die min-

destens im Dreischichtrhythmus sich umschichtig ablösen und dabei während des Ur-

laubsjahres mindestens acht Monate schichtplanmäßige Nachtschicht zu leisten ha-

ben, (§ 23 Ziffer 2.2 MTV) kann in ein LAZ-Konto eingebracht werden. 

Der Schwerbehindertenurlaub ist als gesetzlicher Urlaub nicht zu übertragen. 

Auch die Einbringung von Urlaub ist besonders zu prüfen. Der Grundgedanke des Ur-

laubs als Zeit der Erholung soll beibehalten bleiben. 

Daneben muss der Urlaub als Zeit in Geld umgerechnet werden (siehe Ziffer 12). Dies 

gilt insbesondere auch für die Einbringung von Urlaubstagen. Die Tarifvertragsparteien 

haben sich im Standardmodell zur Altersteilzeit dahingehend verständigt, dass für je-

den eingebrachten Urlaubstag der Gegenwert gutzuschreiben ist, der im Falle einer 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses als Urlaubsabgeltung zu bezahlen wäre. Hinzu 

kommen, im Vorgriff auf die spätere Entnahme, die anteilig auf den Urlaubstag entfal-

lenden sonstigen Ansprüche wie dreizehntes Monatseinkommen, Altersvorsorge, Ur-

laubsgeld und anteiliger Urlaub (siehe wiederum Ziffer 12). 

 

Maximal können 20 % des tariflichen Jahreseinkommens in ein Lebensarbeitszeitkonto über-

führt werden. Unter dem Begriff des tariflichen Jahreseinkommens fallen alle tarifvertraglichen 

Entgeltansprüche. Somit fällt unter den Begriff auch die Jahresabschlussleistung/dreizehntes 

Monatseinkommen, die tarifvertragliche Altersvorsorge, tarifvertragliche Zuschläge und Zula-

gen, das tarifliche Urlaubsgeld. 

 

Nicht darunter fallen freiwillige Leistungen des Arbeitgebers, so etwa freiwillige übertarifliche 

Zulagen. 

 

Zu Ziffer 3 

 

Der Arbeitnehmer entscheidet nach Maßgabe der Betriebsvereinbarung über die Einbringung. 

Somit kann die Betriebsvereinbarung die Modalitäten der Einbringung konkret regeln. Hier 

macht der Tarifvertrag keine Vorgabe.  

 

Die Betriebsvereinbarung über Lebensarbeitszeitkonten ist, wie dargestellt, schriftlich abzu-

schließen. Das in der Freistellung verbleibende Arbeitsentgelt muss mindestens 450 € nach 

Gesetz betragen. In der Musterbetriebsvereinbarung (siehe Erläuterungen zu Ziffer 10) ist vor-

gesehen, dass das monatlich verbleibende Entgelt über der jeweiligen Gleitzone liegen muss. 

Dies dient der Existenzsicherung der Arbeitnehmer. 

 

Daneben sollte die Betriebsvereinbarung Verfahrensvorschriften vorsehen. So sollte ein An-

tragsverfahren geregelt werden. Dabei sollten Fristen der Antragstellung für Arbeitnehmer vor-

gesehen werden, so dass sich der Arbeitgeber auf die Einbringung und insbesondere auch 

auf die Entnahme in Form der Freistellung einstellen kann. 

 

Die Betriebsparteien können im Übrigen auch Mindesteinbringungsgrößen vereinbaren. In 

dem Standardmodell liegt der Mindestumwandlungsbetrag bei 50 € im Monat. Dies dient der 

Verwaltungsvereinfachung sowohl der Arbeitnehmer- als auch der Arbeitgeberseite. 
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Fällige Ansprüche können nicht eingebracht werden. 

 

Zu Ziffer 4 

 

Über die Freistellung ist eine Vereinbarung zu treffen. Es handelt sich hierbei um eine indivi-

duelle Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber. In der Betriebsvereinbarung 

kann vorgesehen werden, dass zur Gestaltung der Dauer der Freistellung ein um bis zu 25 % 

abweichendes Entgelt geregelt werden kann. Dies kann zur Verkürzung oder Verlängerung 

der Freistellungsphase führen. Bezugsgröße ist das durchschnittlich gezahlte Arbeitsentgelt 

der der Freistellung unmittelbar vorangegangenen zwölf Kalendermonate der Arbeitsphase. 

Dabei wird auf das Bruttoarbeitsentgelt ohne Begrenzung z.B. auf die Beitragsbemessungs-

grenze Bezug genommen. 

 

Zu Ziffer 5 

 

Nach der gesetzlichen Neuregelung sind Lebensarbeitszeitkonten nur noch als Arbeitsentgelt-

guthaben einschließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversiche-

rungsbeitrag zu führen (§ 7d Abs. 1 SGB IV). Die Führung als Zeitguthaben ist nicht mehr 

möglich. Der Tarifvertrag sieht dementsprechend auch Umrechnungshilfen vor, soweit Zeit in 

das Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden soll. Die Einbringung von Zeit muss (siehe 

die Erläuterungen zu Ziffer 12) in Geld umgerechnet werden. 

 

 

Zu Ziffer 6 

 

In der Betriebsvereinbarung einigen sich die Betriebsparteien auf den Nutzungszweck der 

Wertguthaben. Die Betriebsparteien haben dabei unter Beachtung der gesetzlichen Grundla-

gen einen weiten Gestaltungsspielraum. Die Tarifvertragsparteien sehen aber als wichtigsten 

Nutzungszweck der Lebensarbeitszeitkonten die Freistellung vor der Altersrente und die Qua-

lifizierung an. Der Tarifvertrag Altersteizeit und Demografie dient der Schaffung von Vertei-

lungsgerechtigkeit unter Aufhebung der Altersteilzeit. Statt 5 % altersteilzeitberechtigter Mitar-

beiter sollen, dies ist in der Betriebsvereinbarung zu regeln, möglichst viele Arbeitnehmer an 

den neuen Modulen, wie der Lebensarbeitszeit, teilnehmen können. Wenn daher die Alters-

teilzeit abgelöst werden soll, soll das Lebensarbeitszeitkonto als Ersatz dienen, um dem Mit-

arbeiter den gleitenden Übergang in die Rente zu ermöglichen. Daher sollte die Freistellung 

vor der Rente der Hauptzweck des Lebensarbeitszeitkontos sein. 

 

Den Betriebsparteien ist es aber überlassen, weitere Nutzungszwecke zu vereinbaren. Im Ein-

zelnen sind möglich: 

 

- Freistellung nach § 3 Pflegezeitgesetz, 

- Freistellung nach § 2 Familienpflegezeitgesetz, 

- Freistellung nach § 15 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 

- allgemeine Freistellung nach § 8 des Teilzeit- und Befristungsgesetzes. 

 

Die Betriebsparteien können dabei entscheiden, ob das Lebensarbeitszeitkonto nur für eine 

vollständige Freistellung verwendet werden kann oder ob auch Teilfreistellungen möglich sind. 

Darüber hinaus können sie die Nutzungszwecke beschränken. 

 

Die Betriebsparteien können dabei, dies ist zu empfehlen, Verfahrensvorschriften regeln, so 

z.B. Antragsfristen für die Arbeitnehmer. Die gesetzlichen Ankündigungsfristen für die gesetz-

lichen Freistellungsansprüche dürfen dabei aber nicht zum Nachteil der Arbeitnehmer verän-

dert werden.  
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Zulässig ist es aber für die Nutzung des Lebensarbeitszeitkontos eigene Ankündigungsfristen 

zu vereinbaren, soweit die gesetzlichen Ankündigungsfristen als solche nicht beschränkt wer-

den. 

 

Beispiel: 

 

So beträgt die Antragsfrist gem. § 3 Pflegezeitgesetz für die Pflegezeit 10 Tage. Sieht eine 

Betriebsvereinbarung auch bei der Pflegezeit eine Ankündigungsfrist von 3 Monaten vor, so 

kann die Betriebsvereinbarung dahingehend gestaltet werden, dass zwar der Arbeitnehmer 

die Pflegezeit schon nach der gesetzlichen Ankündigungsfrist von 10 Tagen für sich in An-

spruch nehmen kann. Die Freistellung aus dem Lebensarbeitszeitkonto kann nach Auffassung 

der VAP so geregelt werden, dass diese erst nach der Ankündigungsfrist in der Betriebsver-

einbarung erfolgt. 

 

Der Zeitraum des Beginns der Inanspruchnahme der Pflegezeit nach der gesetzlichen Ankün-

digungsfrist bis zu dem Zeitpunkt der Nutzungsmöglichkeiten nach der Betriebsvereinbarung 

müsste dann unbezahlt erfolgen. 

 

Zu Ziffer 7 

 

Wertguthaben sind gem. § 7e SGB IV gegen Insolvenz zu sichern. Voraussetzung für die ver-

pflichtende Insolvenzsicherung ist danach insbesondere, dass das Wertguthaben die monatli-

che Bezugsgröße übersteigt (2018: West 3.045 €, Ost 2.695 €). 

 

Nach § 6 Ziffer 1 dieses Tarifvertrages setzt ein Lebenszeitkonto eine Regelung zur Insolvenz-

sicherung voraus, die entweder betrieblich oder in einer ausfinanzierten überbetrieblichen Re-

gelung erfolgt. Nach dieser tarifvertraglichen Regelung ist somit das Lebensarbeitszeitkonto 

unabhängig vom Umfang des Guthabens gegen Insolvenz zu sichern. Der Tarifvertrag nimmt 

nicht Bezug auf das Überschreiten der Bezugsgröße. 

 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Arbeitnehmer in schriftlicher Form darüber zu unterrichten, 

welche Maßnahmen er zur Insolvenzsicherung getroffen hat. 

 

Zu Ziffer 8 

 

Bei einem Arbeitgeberwechsel des Arbeitnehmers kann das Lebensarbeitszeitkonto auf den 

neuen Arbeitgeber übertragen werden. Der neue Arbeitgeber muss der Übertragung zustim-

men. (Vgl. auch § 7f Abs. 1 Nr. 1 SGB IV). 

 

Der neue Arbeitgeber schließt mit dem Arbeitnehmer eine neue Wertguthabenvereinbarung. 

Der Übertragungswunsch des Arbeitnehmers muss schriftlich gegenüber seinem bisherigen 

Arbeitgeber erklärt werden. 

 

Die Übertragung auf den neuen Arbeitgeber muss innerhalb einer Frist von 7 Monaten nach 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses erfolgen (§ 23b Abs. 3 SGB IV). 

 

Alternativ, insbesondere wenn der neue Arbeitgeber über kein Lebensarbeitszeitkonto verfügt 

oder nicht zur Übernahme des Lebensarbeitszeitkontos bereit ist, ist eine Übertragung auf die 

Deutsche Rentenversicherung Bund möglich (§ 7f Abs. 1 Nr. 2 SGB IV). Das Lebensarbeits-

zeitkonto muss das Sechsfache der monatlichen Bezugsgröße (2018 West:18.270 €, 2018 

Ost: 16.170 €) übersteigen. Mit der Übertragung auf die Rentenversicherung Bund ist der bis-

herige Arbeitgeber von der Verwaltung des Lebensarbeitszeitkontos befreit. Eine Rücküber-

tragung ist nicht mehr möglich. 
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Eine weitere Möglichkeit ist die Auflösung des Lebensarbeitszeitkontos und Auszahlung in 

Geld als Einmalbetrag. Es handelt sich hierbei um einen sogenannten „Störfall“. Die Auszah-

lung als Einmalbetrag erfolgt hinsichtlich der Besteuerung nach allgemeinen Grund-sätzen. 

Soweit das Lebensarbeitszeitkonto über einen Zeitraum von mehr als 12 Monaten angespart 

wurde, kann die Versteuerung nach der sogenannten Fünftelungsregel vorgenommen werden 

(§ 34 EStG). Die Einmalzahlung ist in der Sozialversicherung zu verbeitragen. 

 

Im Übrigen ist das Lebensarbeitszeitkonto auch vererbbar. 
 

Zu Ziffer 9 

 

Durch diese Vorschrift wird klargestellt, dass die vom Arbeitnehmer erworbenen und auf dem 

Lebensarbeitszeitkonto befindlichen Wertguthaben weiterhin bei den Berechnungsgrundlagen 

zu berücksichtigen sind und nicht zu deren Verkürzung führen dürfen. 

 

Zu Ziffer 10 

 

Um den Zugang zur nicht ganz einfachen Materie der Lebensarbeitszeitkonten zu erleichtern, 

haben sich die Tarifvertragsparteien darauf verständigt, insbesondere für kleine und mittlere 

Unternehmen ein Standardmodell für die Einführung und Führung von Lebensarbeitszeitkon-

ten zu entwickeln. 

 

Die IG BCE und die VAP haben sich in der Zwischenzeit auf ein Standardmodell in Form einer 

Musterbetriebsvereinbarung geeinigt. Dieses Standardmodell in Form der Musterbetriebsver-

einbarung ist dieser Kommentierung als Anlage beigefügt (Anlage 2). 

 

Dieses Standardmodell hat die VAP mit eigenen Erläuterungen versehen; diese sind ebenfalls 

dieser Kommentierung beigefügt (Anlage 3). Zu der vorstehend genannten Kommentierung 

der einzelnen Bestimmungen aus dem Tarifvertrag ergeben sich teilweise Doppelungen; 

gleichwohl wurden die Erläuterungen dieser Kommentierung noch einmal beigefügt, um kei-

nen Informationsverlust zu erlangen. 

 

Zu Ziffer 11 

 

Diese Vorschrift regelt die Verteilung der Kosten, die die Einführung und Verwaltung eines 

Lebensarbeitszeitkontos erforderlich macht. Danach trägt der Arbeitgeber die Kontoführungs-

gebühren und die Insolvenzsicherungskosten. 

 

Der Arbeitnehmer (dies findet sich auch in dem vorgenannten Standardmodell) trägt die Ver-

waltungskosten. 

 

Zu Ziffer 12 

 

Diese Vorschrift regelt die Modalitäten der Einbringung. Die möglichen einzubringenden An-

sprüche sind unter Ziffer 2 geregelt. Die Wertguthaben sind entsprechend § 7d Abs. 1 SGB IV 

in Geld zu führen. Soweit Zeitguthaben eingebracht werden, sind diese in Arbeitsentgelt um-

zurechnen. Im Übrigen sind Entgeltansprüche immer einschließlich des darauf entfallenden 

Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag einzubringen und zu führen. Damit 

ist das Lebensarbeitszeitkonto, wie bereits dargestellt, ausfinanziert. Der Arbeitgeber wird 

künftig mit keinen weiteren finanziellen Belastungen konfrontiert. 

 

Das Lebensarbeitszeitguthaben nimmt an Tariferhöhungen nicht teil. 
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Kraft Gesetz stehen die Erträge aus der Anlage der Wertguthaben dem Arbeitgeber zu. Um 

die Attraktivität für den Arbeitnehmer zu erhöhen, können diese Erträge, dies ist in der Be-

triebsvereinbarung zu regeln, den Arbeitnehmern überlassen werden. 

 

Soweit die Einbringung von Zeit erfolgt, ist ebenfalls sicherzustellen, dass keine Nachschuss-

pflicht für den Arbeitgeber eintritt. Deshalb sind die in Zeit einzubringenden Ansprüche zu-

nächst in Geld umzurechnen. Darüber hinaus sind, auch im Vorgriff auf die spätere Entnahme 

die für die einzubringende Arbeitszeit anfallenden anteiligen tariflichen Leistungen wie drei-

zehntes Monatseinkommen/Jahresabschlussleistung, Urlaub, Urlaubsgeld und Altersvorsorge 

inkl. der Papierförderung mit in das Lebensarbeitszeitkonto einzubringen. Die Tarifvertrags-

parteien haben sich dabei, um die Systematik zu erläutern, auf ein Berechnungsbeispiel geei-

nigt. Dies ist als Anlage der Kommentierung beigefügt (Anlage 4). Das Berechnungsbeispiel 

geht von einer fiktiven Einbringung von 100 Stunden in ein Lebensarbeitszeitkonto aus und 

stellt dar, welche zusätzlichen tariflichen Leistungen eingebracht werden müssen, um die Aus-

finanzierung des Lebensarbeitszeitkontos sicherzustellen. 

 

Der Verweis auf Anlage 1 bezieht sich auf das Berechnungsmodell der Betriebsparteien zum 

Lebensarbeitszeitkonto. Dieses ist der Kommentierung als Anlage 4 beigefügt. 

 

Zu Ziffer 13 

 

Diese Vorschrift regelt spiegelbildlich zur Ziffer 12 die Finanzierung während der Entnahme 

aus dem Lebensarbeitszeitkonto. Während der Entnahme besteht das Arbeitsverhältnis fort. 

Der Arbeitnehmer ist bezahlt freigestellt. Die Nutzungszwecke des Lebensarbeitszeitkontos 

sind in Ziffer 6 geregelt. 

 

Die Entgelthöhe als solche kann, wie sich aus Ziffer 4 ergibt, um bis zu 25 % im Vergleich zum 

Durchschnittsentgelt der letzten zwölf Monate vor der Freistellung erhöht oder verringert wer-

den.  

 

Da das Lebensarbeitszeitkonto ausfinanziert ist, entsteht in der Entnahmephase keine Nach-

schusspflicht. 

 

Da bei der Einbringung von Zeit die anteiligen tariflichen Leistungen wie dreizehntes Monats-

einkommen, Urlaub bereits bei der Einbringung mit eingebracht werden, entstehen diese An-

sprüche in der Entnahmephase nicht. 

 

Im Übrigen ist mit dem Grundsatz der Ausfinanziertheit der Lebensarbeitszeitkonten auch bei 

der Einbringung von Geld keine Nachschusspflicht erforderlich. Mit der Entnahme aus dem 

Lebensarbeitszeitkonto werden die gesetzlichen und tariflichen Vergütungs- und Freistellungs-

ansprüche, wie Urlaub, dreizehntes Monatseinkommen, während der Freistellung erfüllt. Ei-

gene Ansprüche während dieser Zeit entstehen ausdrücklich nicht. 

 

Der von den Tarifvertragsparteien bevorzugte Nutzungszweck ist die Freistellung vor Alters-

rente. Da die Einführung eines Lebensarbeitszeitkontos auch parallel zur Altersteilzeit möglich 

ist, können im Vorgriff auf den Übergang in die gesetzliche Rente diese Instrumente auch 

kombiniert werden. 

 

Hierbei ändert sich zunächst an den Voraussetzungen der Altersteilzeit nichts. Dies bedeutet, 

dass die Altersteilzeit bis zu einem Zeitpunkt andauern muss, zu dem der Arbeitnehmer ge-

setzliche Rente in Anspruch nehmen kann. Eine Kombination der Altersteilzeit mit dem Le-

bensarbeitszeitkonto ist gleichwohl in zweierlei Hinsicht möglich: 
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1. Das Lebensarbeitszeitkonto kann zur Verkürzung der Arbeitsphase verwendet werden. 

Dadurch kann die Freistellung aus dem Lebensarbeitszeitkonto bereits in der Arbeits-

phase der Altersteilzeit liegen und sich so die Freistellungsphase in der Altersteilzeit 

insgesamt verlängern. Die Arbeitsphase wird durch die Freistellung aus dem Lebens-

arbeitszeitkonto verkürzt. 

 

2. Die Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto kann sich auch im Anschluss an eine 

Altersteilzeit anschließen. Soweit, was zwingende Voraussetzung ist, die Altersteilzeit 

bis zur Anspruchsberechtigung einer Altersrente andauert, kann im Anschluss eine 

Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto erfolgen. So kann etwa die Altersteilzeit 

bis zum frühestmöglichen Renteneintritt (beispielsweise eine Rentenberechtigung nur 

mit Abschlägen) vereinbart werden. Die Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto, 

mit dem somit auch fortbestehenden Arbeitsverhältnis, kann sich anschließen, um 

Rentenabschläge zu minimieren oder auszuschließen. 

 

Zu Ziffer 14 

 

Die im Wesentlichen unabdingbaren gesetzlichen Regelungen zu Lebensarbeitszeitkonten (im 

SGB als Wertguthabenvereinbarung bezeichnet) finden im Übrigen Anwendung. Es handelt 

sich im Wesentlichen um die Regelungen aus § 7b ff. SGB IV. 

 

Zu Ziffer 15 

 

Im Rahmen der Einführung des Tarifvertrags Altersteilzeit und Demografie wurde auch der 

bisher schon bestehende § 6 Ziffer 2.1.2. MTV ergänzt. Dieser sieht, wie in der Vergangenheit 

schon geregelt, die Schaffung einer Öffnungsklausel für die Einführung eines flexiblen Arbeits-

zeitkontos von bis zu zwölf Monaten vor. Hierbei handelt es sich um ein klassisches Arbeits-

zeitkonto und nicht um ein Lebensarbeitszeitkonto. In der Vergangenheit war es schon möglich 

durch freiwillige Betriebsvereinbarung den Verteilzeitraum derartiger Arbeitszeitkonten auf bis 

zu 36 Monate zu verlängern. 

 

Ergänzt wird die Vorschrift über flexible Arbeitszeitkonten nunmehr dahingehend, dass es den 

Betriebsparteien in Form einer freiwilligen Betriebsvereinbarung möglich ist, am Ende eines 

Verteilzeitraums einen Anteil von Stunden in einen neuen Verteilzeitraum zu übertragen. Das 

Arbeitszeitkonto muss somit nicht auf Null gesetzt werden. Dies war in der Vergangenheit not-

wendig. Am Ende eines Verteilzeitraums mussten Plusstunden, soweit kein Freizeitausgleich 

mehr möglich war, auch mit Mehrarbeitszuschlägen ausbezahlt werden. Dies widersprach 

nicht selten dem Willen sowohl der Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber. Mit der Neurege-

lung besteht größere Flexibilität. Ein Anteil von Stunden kann in einen neuen Verteilzeitraum 

überführt werden. 

 

Soweit bei einzelnen Arbeitnehmern am Ende eines Verteilzeitraums mehr Plusstunden vor-

handen sind als in den neuen Verteilzeitraum übertragen werden können, wird das überstei-

gende Guthaben in Freizeit ausgeglichen (ohne Mehrarbeitszuschlag), inklusive Mehrarbeits-

zuschlägen ausbezahlt oder der übersteigende Teil kann in ein Lebensarbeitszeitkonto über-

führt werden. Bei dieser Überführung in ein Lebensarbeitszeitkonto ist ebenfalls der Mehrar-

beitszuschlag zu gewähren (soweit er nicht bereits ausbezahlt worden ist; eine Doppelauszah-

lung kann somit nicht in Betracht kommen). Der Mehrarbeitszuschlag kann somit ausbezahlt 

werden oder selbst zusätzlich in das Lebensarbeitszeitkonto überführt werden. 
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§ 7  

Altersteilzeit 

 

Entscheiden sich die Betriebsparteien für eine Fortsetzung der bisherigen Umsetzung der Al-

tersteilzeit im Sinne des Tarifvertrages zur Förderung der Altersteilzeit in der Fassung vom 

26.06.2013, können weitere Instrumente dieses Tarifvertrages nur bei entsprechenden finan-

ziellen Möglichkeiten, im Sinne von § 4 diesen Tarifvertrages, vereinbart werden. Die Betriebs-

parteien treffen diese Entscheidung gemeinsam im Sinne von § 2 dieses Tarifvertrages. 

 

In dem ATZ-TV vom 26.06.2013 werden folgende Öffnungsklauseln zur Abweichung durch 

freiwillige Betriebsvereinbarungen eingefügt: 

 

1. In § 2 Absatz 1 kann die Ankündigungsfrist auf bis zu 12 Monate verlängert werden. 

 

2. In § 2 Absatz 3 in Verbindung mit § 3 Absatz 3 wird ermöglicht, die Vorrangigkeit von 

besonders belasteten Arbeitnehmern über die Schichtarbeit hinaus zu vereinbaren 

und zwar innerhalb beziehungsweise außerhalb der Überforderungsklausel. 

 

3. In § 4 Ziffer 1 Absatz 2 kann die Dauer auf bis zu 12 Monate verkürzt werden sowie 

die Höchstdauer auf weniger als 6 Jahre festgelegt werden. 

 

4. Der Altersteilzeittarifvertrag vom 01.02.2009 in der Fassung vom 17.10.2014 wird un-

ter Berücksichtigung der vorstehenden Ergänzungen in den Ziffern 1. bis 3. neu aus-

gefertigt und tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 

 

 
Erläuterungen zu § 7 

 
Die Betriebsparteien können sich im Rahmen der Demografieanalyse auch für eine Fortset-
zung der bisherigen Altersteilzeit entscheiden.  
 
Die Fortführung der bisherigen Regelungen der Altersteilzeit gilt auch als Auffanglösung, falls 
sich die Betriebsparteien nicht auf eine Ablösung der Altersteilzeit durch die neuen Module 
dieses Tarifvertrags einigen können (siehe Erläuterungen zu § 9). 
 
Soweit sich die Betriebsparteien für die Fortführung der Altersteilzeit entscheiden, gleiches gilt 
im Falle der Anwendbarkeit der Auffanglösung, gelten die Regelungen des Tarifvertrages über 
Altersteilzeit. 
 
Im Übrigen steht es den Betriebsparteien frei, die Altersteilzeit beizubehalten und parallel die 
Instrumente und Module dieses Tarifvertrages (z.B. Lebensarbeitszeit) zu nutzen. Dies erfor-
dert die Zustimmung beider Betriebsparteien. Die Nutzung von Modulen und Instrumenten des 
Tarifvertrags neben der Altersteilzeit kann aber nicht zu einer Zusatzbelastung des Arbeitge-
bers führen. Die finanzielle Belastung des Arbeitgebers ist durch die Kosten der Altersteilzeit 
bei voller Ausschöpfung der Überforderungsquote gedeckelt. 
 
Der Arbeitgeber kann aber nicht gezwungen werden, bei nicht ausgeschöpfter Altersteilzeit-
quote ohne seine Zustimmung das dadurch nicht ausgenutzte finanzielle Volumen für Instru-
mente dieses Tarifvertrages zu nutzen. 
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Der bisherige Altersteilzeittarifvertrag bleibt, auch nach Inkrafttreten dieses Tarifvertrags, als 
eigenständiger Tarifvertrag bestehen. Er wird aber unter Berücksichtigung der neuen, in § 7 
dieses Tarifvertrages geregelten Öffnungsklauseln neu ausgefertigt und tritt ebenfalls wie die-
ser Tarifvertrag am 01.01.2016 in Kraft. 
 
In dem Tarifvertrag über Altersteilzeit vom 26.06.2013 werden folgende weitere Öffnungsklau-
seln eingefügt: 
 

1. Nach § 2 Abs. 1 ATZ-TV muss ein Mitarbeiter eine Ankündigungsfrist von 6 Monaten 
einhalten, wenn er Altersteilzeit in Anspruch nehmen will. Diese Frist kann durch frei-
willige Betriebsvereinbarung auf bis zu 12 Monate verlängert werden. Wird davon Ge-
brauch gemacht, steht schon 12 Monate vor dem Termin, zu dem ein Altersteilzeitplatz 
frei wird, fest, wer aus dem anspruchsberechtigten Arbeitnehmerkreis dafür in Betracht 
kommt. Dies dient im Wesentlichen der Planungssicherheit sowohl für den Mitarbeiter 
als auch für den Betrieb. 
 
Eine Musterbetriebsvereinbarung über die Verlängerung der Ankündigungsfrist ist die-
ser Kommentierung als Anlage beigefügt (Anlage 5). 
 

2. In § 2 Abs. 4 ATZ-TV wird ermöglicht nicht nur, wie bisher, Schichtarbeitnehmer, son-
dern auch andere besonders belastete Mitarbeiter vorrangig zu berücksichtigen. Wer 
als „besonders belastet“ gilt, legen die Betriebsparteien fest. Der Tarifvertrag gibt dabei 
bewusst keine konkreten Vorgaben. Diese besonders belasteten sind bezogen auf den 
Betrieb zu bestimmen. Dies können Mitarbeiter auf Arbeitsplätzen mit besonderen kör-
perlichen und psychischen Belastungen sein. Neben Schichtmitarbeitern kommen 
etwa in Betracht Arbeiten mit regelmäßiger Rufbereitschaft. Es können aber auch Mit-
arbeiter sein, die, wie beispielsweise Schwerbehinderte, bei einer Tätigkeit auf einem 
Arbeitsplatz aufgrund ihrer gesundheitlichen Einschränkungen besonders belastet 
sind. 
 
Auch für die Bevorzugung besonders belasteter Mitarbeiter ist als Anlage eine Muster-
betriebsvereinbarung beigefügt (Anlage 6); ebenso wie, was in der Vergangenheit 
schon zulässig war, eine Betriebsvereinbarung zur Bevorzugung Schichtmitarbeiter 
(Anlage 7). 
 

3. Nach § 4 Ziffer 1 Abs. 2 ATZ-TV beträgt die Dauer der Altersteilzeit mindestens 2, 
höchstens 6 Jahre. Die Betriebsparteien können die Höchstdauer der Altersteilzeit nun-
mehr herabsetzen. Dadurch soll die Möglichkeit gegeben werden, mehr Mitarbeitern 
die Teilnahme an der Altersteilzeit zu ermöglichen. Durch die demografische Entwick-
lung steigt der Kreis der für die Altersteilzeit anspruchsberechtigten Arbeitnehmer im-
mer mehr an. Bei unveränderter Fortführung der Altersteilzeit haben prozentual immer 
weniger Mitarbeiter Anspruch auf Altersteilzeit. Durch Herabsetzung der maximalen 
Dauer der Altersteilzeit kann mehr Verteilungsgerechtigkeit im Betrieb geschaffen wer-
den. 
 
Die Anspruchsdauer der Altersteilzeit darf aber nicht auf weniger als ein Jahr be-
schränkt werden. Hierbei handelt es sich aber um eine Schutzvorschrift für den Arbeit-
geber. Damit soll ein zu häufiger Wechsel der Altersteilzeitarbeitnehmer verhindert und 
der damit verbundene Verwaltungsaufwand für den Arbeitgeber begrenzt werden. Die 
Betriebsparteien können einvernehmlich auch kürzere Altersteilzeiten als 1 Jahr ver-
einbaren. Aus Gründen der Rechtssicherheit empfiehlt sich, die Zustimmung der Tarif-
vertragsparteien einzuholen. 
 
Auch für die Begrenzung der Dauer der Altersteilzeit ist dieser Kommentierung eine 
Musterbetriebsvereinbarung beigefügt (Anlage 8). 
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4. Im Übrigen gelten die Regelungen des Altersteilzeittarifvertrages weiter. Im Übrigen ist 
auch auf die Erläuterungen zum Altersteilzeittarifvertrag zu verweisen. 

 
Die Nutzung dieser Öffnungsklauseln erfordert, wie dargestellt, jeweils eine freiwillige Betriebs-
vereinbarung. Die Zustimmung beider Betriebsparteien ist notwendig. Die Nutzung der Öff-
nungsklauseln kann nicht durch die Einigungsstelle erzwungen werden. 
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§ 8  

Tarifliche Altersvorsorge 

 

Die Betriebsparteien können auf Grundlage des Tarifvertrages über Altersvorsorge in der Pa-

pierindustrie vom 15.05.2007 eine Erhöhung der Papierförderung auf Grundlage von § 4 die-

ses Tarifvertrages betrieblich vereinbaren. 

 
 

Erläuterungen zu § 8 

 

Die Betriebsparteien können in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung eine Erhöhung der Pa-

pierförderung auf Grundlage des Tarifvertrages über Altersvorsorge vom 15.05.2007 verein-

baren. 

 

Auch hier gibt der Tarifvertrag den Betriebsparteien größtmögliche Handlungsfreiheit. 

 

Das gem. § 4 ermittelte freiwerdende Volumen kann danach in einen beim Arbeitgeber bereits 

bestehenden Durchführungsweg (z.B. Pensionsfonds) eingebracht werden. Der Arbeitgeber 

ist nicht verpflichtet, einen zusätzlichen Durchführungsweg zur Verfügung zu stellen. 

 

Die Voraussetzungen der Entgeltumwandlung sind und bleiben abschließend im Tarifvertrag 

über Altersvorsorge geregelt. Unter den dort genannten Voraussetzungen haben die Arbeit-

nehmer Anspruch auf die Papierförderung I (§ 7 Ziffer 1 Tarifvertrag über Altersvorsorge) und 

auf die Papierförderung II (§ 7 Ziffer 2 Tarifvertrag über Altersvorsorge). 

 

In einer freiwilligen Betriebsvereinbarung können sich die Betriebsparteien darauf einigen ent-

weder mit dem freiwerdenden Volumen eine erhöhte Papierförderung I zu vereinbaren und/ 

oder eine erhöhte Papierförderung II. 

 

Die Landesarbeitgeberverbände/VAP haben eine entsprechende Musterbetriebsvereinbarung 

erarbeitet. Diese ist diesen Erläuterungen als Anlage beigefügt (Anlage 9). 

 

So kann das freiwerdende Volumen gleichmäßig auf alle anspruchsberechtigten im Sinne des 

Tarifvertrages über Altersvorsorge Arbeitnehmer verteilt werden. Teilzeitbeschäftigte sind an-

teilig zu betrachten. Gleiches gilt für Arbeitnehmer, die für einzelne Monate keinen Anspruch 

auf Entgelt erhalten (z.B. Arbeitnehmer in Elternzeit). Auch hier reduziert sich deren zusätzli-

che Papierförderung anteilig im Verhältnis zu ihrer Arbeitszeit im Verhältnis zur durchgängigen 

Vollzeitbeschäftigung. 

 

Beispiel: 

 

Ein Mitarbeiter befindet sich sechs volle Monate in Elternzeit. Die Papierförderung I reduziert 

sich entsprechend § 7 Ziffer 1 Tarifvertrag über Altersvorsorge um 50% auf 72,49 €. In diesem 

Umfang reduziert sich auch der aus dem freiwerdenden Volumen der Altersteilzeit sich erge-

bende Erhöhungsbetrag. 

 

Voraussetzung für die Entgeltumwandlung ist, dass die Entgeltumwandlung jeweils kalender-

jährlich beitragsfrei in der Sozialversicherung erfolgt. Der Entgeltumwandlungsbetrag ein-

schließlich der Papierförderung I und II darf kalenderjährlich die Obergrenze von 4% der je-

weiligen Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung West nicht überschreiten.  

 

Würde die Gewährung der zusätzlichen Förderung nach diesem Tarifvertrag zu einer Über-

schreitung dieser Höchstgrenze führen, so verringert sich der Eigenanteil des Mitarbeiters an 
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der Entgeltumwandlung entsprechend. So etwa wenn der Mitarbeiter neben den Arbeitgeber-

förderungen eigene Mittel zur Entgeltumwandlung (wie laufendes Entgelt oder Einmalzahlun-

gen) einbringt. Der Umfang der selbst vom Arbeitnehmer einzubringenden finanziellen Leis-

tungen würde sich entsprechend verringern. 

 

Im Übrigen, auch hinsichtlich der Antragstellungen und des Verfahrens, verbleibt es bei den 

Regelungen des Tarifvertrages über Altersvorsorge in der Papierindustrie. 

 

Danach hat der Arbeitnehmer bis 30.09. eines Kalenderjahres geltend zu machen, in welcher 

Höhe er Entgeltumwandlung betreiben will. 

 

Soweit innerbetrieblich nichts anderes vereinbart ist, verbleibt es auch bei der Fälligkeit nach 

den Regelungen des Tarifvertrags über Altersvorsorge, somit beim 31.12. des jeweiligen Ka-

lenderjahres. Zu diesem Zeitpunkt wird die erhöhte Entgeltumwandlung ebenfalls fällig. 

 

 
  



35 

 

§ 9  

Auffangregelung 

 

Erfolgt zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat bis zum 30. Juni eines jeden Jahres keine Eini-

gung über die Auswahl der Instrumente dieses Tarifvertrages beziehungsweise über die An-

wendung des Tarifvertrages zur Förderung der Altersteilzeit in der Fassung vom 17.10.2014, 

gilt gemäß Protokoll vom 26.06.2013 Folgendes: 

 

Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, wenn es zu keiner Einigung zwischen den 

Betriebsparteien kommt, werden auf Antrag einer Betriebspartei die Tarifvertragsparteien ein-

geschaltet. Dies kann sowohl auf regionaler Ebene als auch überregional paritätisch erfolgen. 

 

Führen auch diese Gespräche zu keinem Ergebnis, gilt als Instrument die Altersteilzeit auf 

Basis des Tarifvertrages zur Förderung der Altersteilzeit jetzt in der Fassung vom 17.10.2014. 

 

 
Erläuterungen zu § 9 

 

In § 9 wird noch einmal betont, dass die Einführung neuer Instrumente nur mit Zustimmung 

des Arbeitgebers und des Betriebsrats erfolgen kann. Ohne die Zustimmung einer der beiden 

Parteien können keine Instrumente im Sinne des Tarifvertrages eingeführt werden. 

 

Aufgrund dieser beiderseitigen Freiwilligkeit kann die Einführung neuer Instrumente auch nicht 

im Wege der Einigungsstelle nach § 76 BetrVG erzwungen werden. Die Tarifvertragsparteien 

erkennen aber die Notwendigkeit der Einführung der neuen Module, um die Herausforderun-

gen des demografischen Wandels bewältigen zu können. Vor diesem Hintergrund haben die 

Tarifvertragsparteien Möglichkeiten geschaffen, doch noch eine Einigung zu erzielen. Danach 

können, wenn es zu keiner Einigung zwischen den Betriebsparteien kommt, auf Antrag einer 

Betriebspartei die Tarifvertragsparteien eingeschaltet werden. Dieser Antrag ist weder form- 

noch fristgebunden. 

 

Den Betrieben steht es auch frei, entweder die regionalen Tarifvertragsparteien einzuschalten 

oder die Bundestarifvertragsparteien. Dies obliegt der antragstellenden Betriebspartei. 

 

Die Tarifvertragsparteien können in diesem Fall zusammen mit den Betriebsparteien eine Ei-

nigung versuchen. Es handelt sich hierbei nicht um ein tarifvertragliches Schlichtungsverfah-

ren.  

 

Durch den Tarifvertrag nicht ausgeschlossen wäre auch eine gestufte Einschaltung der Tarif-

vertragsparteien. Sollte bei den Verhandlungen mit den regionalen Tarifvertragsparteien keine 

Einigung erzielt werden, so ist nicht ausgeschlossen, dass noch die Bundestarifvertragspar-

teien eingeschaltet werden. 

 

Kommt allerdings auch durch die Beteiligung der Tarifvertragsparteien keine Einigung zu-

stande, so gilt als Instrument die Altersteilzeit auf Basis des Tarifvertrags zur Förderung der 

Altersteilzeit in der Fassung vom 17.10.2004. Die Regelungen der Altersteilzeit, unter Berück-

sichtigung der mit diesem Tarifvertrag eingeführten Öffnungsklauseln (siehe unter § 7 der Er-

läuterungen), gelten in diesem Falle weiter. 
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§ 10  

Schlussbestimmungen 

 

Dieser Tarifvertrag tritt zum 01.01 2016 in Kraft. Dieser Tarifvertrag gilt unbefristet und kann 

frühestens zum 31.12.2020 mit einer Frist von 6 Monaten zum Jahresende gekündigt werden.  

 

Eine Kündigung berührt den Weiterbestand des § 6 nicht. 

 

§ 6 kann als eigenständige Vereinbarung zu den Lebensarbeitszeitkonten unabhängig davon 

mit einer Frist von 6 Monaten zum Jahresende gekündigt werden. 

 

Bei Veränderung der zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen nehmen die Parteien un-

verzüglich Beratungen über notwendige Anpassungen dieses Tarifvertrages auf. Sind wesent-

liche gesetzliche Rahmenbedingungen berührt und wird die Fortführung des Tarifvertrags 

dadurch unzumutbar, beispielsweise bei steuer- oder abgabenrechtlichen Bedingungen, kann 

er mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Monatsende gekündigt werden. 

 

 
Erläuterungen zu § 10 

 

Der Tarifvertrag tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 

 

Die im Tarifvertrag vorgesehene Möglichkeit der Ersetzung der Altersteilzeit durch andere Mo-

dule ist langfristig ausgelegt. Die Einführung neuer Module hat Auswirkungen auf den gesam-

ten Betrieb, deshalb ist der Tarifvertrag frühestens zum 31.12.2020 mit einer Frist von 6 Mo-

naten zum Jahresende kündbar. 

 

Ab dem Jahr 2021 kann der Tarifvertrag jährlich mit 6 Monaten zum Jahresende gekündigt 

werden. 

 

Hinsichtlich der Kündigungsmöglichkeit ist der Tarifvertrag im Übrigen zweigeteilt. Die Rege-

lung in § 6 hinsichtlich der Lebensarbeitszeitkonten kann als eigenständige Vereinbarung ge-

nerell mit einer Frist von 6 Monaten zum Jahresende gekündigt werden.  

 

Die Regelungen der Lebensarbeitszeit und auch der Altersteilzeit unterliegen einem regelmä-

ßigen gesetzlichen Wandel. Deshalb sieht § 10 die Möglichkeit vor, dass bei Veränderungen 

der zugrunde liegenden gesetzlichen Regelungen die Tarifvertragsparteien unverzüglich Be-

ratungen über notwendige Änderungen des Tarifvertrags aufnehmen. 

 

Soweit wesentliche gesetzliche Rahmenbedingungen berührt sind und die Fortführung des 

Tarifvertrages dadurch unzumutbar wird (beide Voraussetzungen müssen vorliegen), kann der 

Tarifvertrag, auch die Regelung in § 6, mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Monats-

ende gekündigt werden. 

 

Als Beispiel für eine wesentliche gesetzliche Änderung der Rahmenbedingungen nennt der 

Tarifvertrag Änderungen bei den steuer- oder abgabenrechtlichen Bedingungen. 

 

 

 

 



Anlage 1:  Musterbetriebsvereinbarung zur Einführung von Demografiebausteinen 
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BETRIEBSVEREINBARUNG 

ZUR EINFÜHRUNG VON DEMOGRAFIEBAUSTEINEN 

zwischen 

. . . 
– Arbeitgeber – 

und 

. . . 
– Betriebsrat – 

wird nachfolgende 

Betriebsvereinbarung über die Einführung von Demografiebausteinen 

abgeschlossen: 

Präambel 

Mit dieser Betriebsvereinbarung stellen sich die Betriebsparteien gemeinsam den Herausfor-
derungen des demografischen Wandels. Der demografische Wandel hat erhebliche Auswir-
kungen auf das Unternehmen und den Betrieb. Die zunehmend älter werdende Belegschaft 
erfordert eine neue Herangehensweise. Bisherige Instrumente sind nicht mehr geeignet, den 
innerbetrieblichen Anforderungen an die Bewältigung des demografischen Wandels gerecht 
zu werden. 

1. Geltungsbereich 

Die Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Sinne des § 5 
BetrVG. Sie gilt nicht für leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG.  

2. Demografieanalyse 

Die Betriebsparteien bekennen sich zur Notwendigkeit der gemeinsamen Durchführung einer 
Demografieanalyse. Vor diesem Hintergrund führen die Betriebsparteien bis spätestens 
30. Juni eines jeden Jahres eine Demografieanalyse im Sinne von § 2 Tarifvertrag Altersteilzeit 
und Demografie vom 16.10.2014 durch. 

3. Festlegung von Maßnahmen 

Die Betriebsparteien sind übereingekommen, dass bisherige Maßnahmen nicht mehr ausrei-
chen, um den Herausforderungen des demografischen Wandels gerecht zu werden. Insbe-
sondere aus Gründen der Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer sind neue Instrumente und 
Maßnahmen erforderlich. 
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